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A. 

Entschließung des Europäischen Parlaments über die Annahme des Entwurfs eines Vertrages 
zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis des Berichts seines Politischen Aus- 
schusses (Dok. 368/74), 

bekräftigt seine Überzeugung, daß der europäische 
Einigungsprozeß nur gelingen kann, wenn die betrof- 
fenen Völker unmittelbar daran beteiligt werden. 

hält daher ein allgemein und unmittelbar gewähl- 
tes Europäisches Parlament für ein unverzichtbares 
Element zur Erzielung weiterer Integrationsfort- 
schritte und eines besseren Gleichgewichts zwischen 


1) angenommen am 14. Januar 1975 


den Gemeinschaftsorganen auf demokratischer 
Grundlage, 

in Ausführung des ihm von den Verträgen zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften erteil- 
ten Auftrags, 

angesichts der Notwendigkeit, den 1960 vorgeleg- 
ten Vertragsentwurf den veränderten tatsächlichen 
Gegebenheiten anzupassen, 

ersetzt seinen am 17. Mai 1960 angenommenen 
Abkommensentwurf 2) durch folgenden: 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 37 
vom 2 Juni 1960, S. 834/60 


Zugeleitet mit Schreiben des Generedsekretärs des Europäischen Parlaments vom 7. März 1975 - 00191328: 
Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 14. Januar 1975 eine Entschließung über die Annahme 
des Entwurfs eines Vertrags zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Euro- 
päischen Parlaments angenommen und damit den Entwurf vom 17. Mai 1961 ersetzt, der u. a. durch die 
Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft überholt war. 

Das Europäische Parlament ist damit dem Auftrag nachgekommen, den ihm die Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft erteilt haben. Es befindet sich weiter in Übereinstimmung mit dem Beschluß 
der Konferenz der Staats- und Regierungschefs vom 9. und 10. Dezember 1974, der die Direktwahl des 
Europäischen Parlaments auf der Grundlage der Vorschläge desselben für 1978 vorsieht. 

Das Europäische Parlament legt verständlicherweise großen Wert darauf, daß ein weiterer Beschluß dieser 
Konferenz der Staats- und Regierungschefs eingehalten wird, wonach der Rat über die Vorschläge des 
Europäischen Parlaments 1976 befinden soll. 

Er wird danach den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften zuge- 
leitet werden. Das Europäische Parlament würde es sehr begrüßen, wenn der Deutsche Bundestag dem 
Europäischen Parlament seine volle Unterstützung gewähren würde, damit dieser Entwurf eines Vertrages 
so schnell wie möglich in Kraft treten kann. 

(Auszug) 
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Entwurf eines Vertrages über die aiigemeine und umittelbare Wahl der Mitglieder 

des Europäischen Parlaments 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

entschlossen, den frei bekundeten Willen der Be- 
völkerung der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Legitimation der dem Europäischen 
Parlament obliegenden Aufgabe zu machen; 

bestrebt, den repräsentativen Charakter des Euro- 
päischen Parlaments durch allgemeine unmittelbare 
Wahlen seiner Mitglieder zu unterstreichen: 

aufgrund der Artikel 21 Ziffer 3 und 96 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl; 

aufgrund der Artikel 138 Ziffer 3 und 236 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft; 

aufgrund der Artikel 108 Ziffer 3 und 204 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Atomgemein- 
schaft; 

aufgrund des vom Europäischen Parlament ausge- 
arbeiteten und am 14. Januar 1975 von ihm gebillig- 
ten Entwurfes - 

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN BESCHLOSSEN 
UND EMPFIEHLT SIE DEN MITGLIEDSTAATEN 
ZUR ANNAHME: 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

Die Abgeordneten der Völker im Europäischen Par- 
lament werden in allgemeiner unmittelbarer Wahl 
gewählt. 

Artikel 2 

1. Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten 
Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt: 


Belgien 

23 

Dänemark 

17 

Deutschland 

71 

Frankreich 

65 

Irland 

13 

Italien 

66 

Luxemburg 

6 

Niederlande 

27 

Vereinigtes Königreich 

67 




2. Das Parlament, die Kommission oder die Regie- 
rung jedes Mitgliedstaates kann dem Rat Ent- 
würfe zur Änderung der in Ziffer 1 vorgesehenen 
Mitgliederzahl vorlegen. 

Die Vertragsänderungen werden in entsprechen- 
der Anwendung des in Artikel 14 dieses Ver- 
trages vorgesehenen Verfahrens vorgenommen. 


Artikel 3 

1. Die Abgeordneten werden für fünf Jahre ge- 
wählt. 

2. Die fünfjährige Wahlperiode beginnt mit der Er- 
öffnung der ersten Sitzungsperiode nach jeder 
Wahl. 

Artikel 4 

1. Die Abgeordneten geben ihre Stimmen einzeln 
und persönlich ab. Sie dürfen weder Weisungen 
noch Aufträge entgegennehmen. 

2. Durch die nationale Gesetzgebung wird sicher- 
gestellt, daß die Abgeordneten die gleichen 
Unabhängigkeits-, Indemnitäts- und Immunitäts- 
garantien erhalten wie die entsprechenden Mit- 
glieder der nationalen Parlamente. 

Artikel 5 

Die Eigenschaft eines Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments ist vereinbar mit der Mitglied- 
schaft in dem Parlament eines Mitgliedstaates. 

Artikel 6 

1. Die Eigenschaft eines Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments ist unvereinbar mit der Eigen- 
schaft: 

— eines Mitglieds der Regierung eines Mitglied- 
staates; 

— eines Mitglieds der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften; 

— eines Richters, Generalanwalts oder Kanzlers 
des Gerichtshofes der Europäischen Gemein- 
schaften; 

— eines Mitglieds des Rechnungshofes der Euro- 
päischen Gemeinschaften; 

— eines Mitglieds des Beratenden Ausschusses 
der Europäischen Gemeinschaften für Kohle 
und Stahl oder eines Mitglieds des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft; 

— eines Mitglieds von Ausschüssen und Gre- 
mien, die zur Verwaltung von Mitteln der Ge- 
meinschaften aufgrund der Verträge über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft oder für eine dauernde 
unmittelbare Verwaltungsaufgabe begründet 
wurden; 

— eines Mitglieds des Verwaltungsrats oder des 
Direktoriums oder eines Bediensteten der 
Europäischen Investitionsbank; 

— eines im aktiven Dienst stehenden Beamten 
oder Bediensteten der Institutionen der Euro- 
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päischen Gemeinschaften oder der ihnen an- 
gegliederten fachlichen Gremien. 

2. Vorbehaltlich des Inkrafttretens besonderer Re- 
geln gemäß Artikel 7 Ziffer 1 dieses Vertrages 
finden die Bestimmungen des jeweiligen Mit- 
gliedstaates über Unvereinbarkeiten mit einem 
nationalen Parlamentsmandat entsprechende An- 
wendung. 

3. Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments, 
die im Laufe einer Wahlperiode in eine der oben- 
genannten Funktionen berufen werden, werden 
entsprechend den Bestimmungen des Artikels 12 
ersetzt. 

KAPITEL II 

Wahl verfahren 

Artikel 7 

1. Das Europäische Parlament arbeitet spätestens 
bis zum Jahre 1980 den Entwurf eines einheit- 
lichen Wahlverfahrens aus. Der Rat erläßt ein- 
stimmig die entsprechenden Bestimmungen und 
empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur Annahme 
gemäß ihren verfassungsrechtlichen Bestimmun- 
gen. 

2. Bis zum Inkrafttreten dieses einheitlichen Wahl- 
verfahrens und vorbehaltlich der sonstigen Be- 
stimmungen dieses Vertrages regelt sich das 
Wahlverfahren gemäß den innerstaatlichen Be- 
stimmungen eines jeden Mitgliedstaates. 

Artikel 8 

Die Bestimmungen eines jeden Mitgliedstaats über 

die Zulassung der Parteien zu den Wahlen finden 

auf die Wahl zum Europäischen Parlament Anwen- 
dung, 

Artikel 9 

1. Die Wahl zum Europäischen Parlament findet in 
den Mitgliedstaaten am gleichen Tag statt. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann jedoch beschließen, daß 
die Wahlhandlung am Vortag des festgesetzten 
Datums oder am darauffolgenden Tag stattfindet 
oder auf zwei aufeinanderfolgende Tage, welche 
das festgesetzte Datum einschließen, ausgedehnt 
wird. 

3. Der Rat wird nach dem Verfahren des Artikels 14 
eine Regelung erlassen, die sicherstellt, daß die 
Wahlergebnisse zu einem einzigen Zeitpunkt be- 
kanntgegeben werden. 

Artikel 10 

1. Die Wahl des Europäischen Parlaments findet 
spätestens einen Monat vor dem Ende jeder 
Wahlperiode statt. 

2. Das Europäische Parlament tritt, ohne daß es 
einer Einberufung bedarf, am ersten Dienstag 
nach Ablauf einer Frist von einem Monat vom 
letzten Tag der Wahl an zusammen. 


3. Das scheidende Europäische Parlament bleibt bis 
zur ersten Sitzung des neuen Parlaments in Funk- 
tion. 

Artikel 11 

Bis zum Inkrafttreten des gemäß Artikel 7 Ziffer 1 
anzunehmenden Verfahrens prüft das Europäische 
Parlament die Mandate der Abgeordneten und be- 
findet über Anfechtungen. 

Artikel 12 

Bis zum Inkrafttreten des gemäß Artikel 7 Ziffer 1 
anzunehmenden Verfahrens und vorbehaltlich der 
sonstigen Bestimmungen dieses Vertrages regelt sich 
die Neubesetzung eines während einer Wahlperiode 
freigewordenen Sitzes gemäß den innerstaatlichen 
Bestimmungen eines jeden Mitgliedstaates. 

KAPITEL III 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 13 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 9 
findet die erste Wahl zum Europäischen Parla- 
ment spätestens am ersten Sonntag des Monats 
Mai 1978 statt. 

2. Der Wahlzeitpunkt der folgenden Wahlen wird 
unter Berücksichtigung der Artikel 3, 9, 10 gemäß 
dem Verfahren des Artikels 14 festgelegt. 

Artikel 14 

Wenn auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen wird oder wenn es erfor- 
derlich erscheint, daß zur Verwirklichung der Direkt- 
wahl des Europäischen Parlaments gemäß diesem 
Vertrag weitere Maßnahmen getroffen werden und 
die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorge- 
sehen sind, erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag 
des Europäischen Parlaments und mit dessen Zustim- 
mung die geeigneten Vorschriften. Vor seiner Ent- 
scheidung hört der Rat die Kommission. 

Artikel 15 

1. Durch den vorliegenden Vertrag werden aufge- 
hoben: Artikel 21 Ziffer 3 des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, Artikel 138 Ziffer 3 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Artikel 108 Ziffer 3 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft. 

2. Artikel 21 Ziffern 1 und 2 EGKS-Vertrag, Artikel 
138 Ziffern 1 und 2 EWG- Vertrag und Artikel 108 
Ziffern 1 und 2 EAG-Vertrag treten zu dem in 
Artikel 10 Ziffer 2 bestimmten Datum außer 
Kraft. 

Artikel 16 

Der vorliegende Vertrag ist in dänischer, deutscher, 
englischer, französischer, irischer, italienischer und 
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niederländischer Sprache abgefaßt, wobei jeder 

Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Artikel 17 

1. Der vorliegende Vertrag wird von den Mitglied- 
staaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften ratifiziert. 

2. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Re- 
gierung der Italienischen Republik hinterlegt, 
welche die Unterzeichnerstaaten und die Institu- 
tionen der Europäischen Gemeinschaften davon 
unterrichtet. 

3. Der vorliegende Vertrag tritt am Tage der Hin- 
terlegung der Ratifikationsurkunde desjenigen 
Unterzeichnerstaates in Kraft, der als letzter diese 
Hinterlegung vornimmt, 

II. 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 


erteilt seinem Politischen Ausschuß den Auftrag, 
geeignete Kontakte mit dem Rat und den Mitglied- 
staaten zu unterhalten, um die rasche Annahme des 
Vertragsentwurfs sicherzustellen; 

fordert den Rat auf, mit dem Europäischen Parla- 
ment umgehend geeignete Kontakte aufzunehmen, 
wenn er Änderungen an diesem Vertragsentwurf 
für wünschenswert hält; 

beauftragt seinen Politischen Ausschuß, gegebe- 
nenfalls einen Ergänzungsbericht zu erstellen, wenn 
Änderungen am Entwurf des Parlaments notwendig 
erscheinen; 

beauftragt den Politischen Ausschuß, unverzüglich 
die Vorarbeiten zur Einführung eines europäischen 
Wahlsystems vorzunehmen; 

beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung 
mit dem Vertragsentwurf und den Ausschußberidit 
dem Rat und der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften sowie den Parlamenten und Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


\ 

y 
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B. 

Begründung des Politischen Ausschusses 
Berichterstatter: Herr Schelto Patijn 


I. Einleitung 

1 . Direktwahlen zum Europäischen Parlament sind 
ein notwendiges Element, um den Europäischen Eini- 
gungsprozeß bei den betroffenen Völkern unmittel- 
bar zu verankern. Direktwahlen bilden damit ein 
Mittel, um der Machtausübung durch die Gemein- 
schaften die bisher nur unzureichende Legitimität 
zu vermitteln. Die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften sehen die Einrichtung die- 
ser unmittelbaren Verbindung zwischen den Völkern 
und dem Europäischen Parlament ausdrücklich vor, 
doch ist es bisher nicht gelungen, die verantwort- 
lichen Politiker dazu zu bewegen, diesen für die In- 
tegration so grundlegenden Schritt zu gehen. 

2 . Das Europäische Parlament hat am 17. Mai 1960 
den Auftrag der Verträge erfüllt und einen Vertrags- 
entwurf zur Einführung der Direktwahl vorgelegt. 
Autor dieses Entwurfs war eine Arbeitsgruppe unter 
Leitung des Abgeordneten Dehousse. Trotz inten- 
siver Bemühungen des Parlaments hat der Rat die- 
sen Vertragsentwurf nicht angenommen und an die 
Mitgliedstaaten weitergeleitet. Inzwischen sind 
durch den Ablauf der Übergangszeit zur Gründung 
der Gemeinschaften, die Erweiterung um drei wei- 
tere Staaten und durdi die allgemeine politische 
Entwicklung in Europa neue Tatbestände geschaffen, 
die den Entwurf von 1960 nicht mehr zeitgemäß er- 
scheinen lassen. 

Andererseits gebietet das Ziel der Europäischen 
Integration, die für 1980 geplante Politische Union, 
rasche Schritte, um die Beteiligung der Völker am 
europäischen Einigungswerk zu erweitern. 

3 - Die wachsenden Probleme bei der Ausübung des 
Doppelmandats gebieten die Einführung der Direkt- 
wahl immer dringlicher. Die ständig zunehmende 
Arbeitsbelastung von Abgeordneten gestattet es 
längst nicht mehr, in vollem Umfang die nationalen 
und europäischen Aufgaben wahrzunehmen. Diese 
Situation wirkt sich zu Lasten sowohl der nationalen 
Parlamente wie auch des Europäischen Parlaments 
- und nicht zuletzt der Angehörigen der Abgeord- 
neten - aus. Erst die Einführung der Direktwahl wird 
eine grundlegende Verbesserung ermöglichen. 

4 , Die Vorlage eines neuen Vertragsentwurfs dient 
damit einem dreifachen Zweck; 


3) Gegenüber der vom Politischen Ausschuß dem Plenum 
unterbreiteten Begründung seines Berichts (Dok. 368/ 
74) weist der nachfolgende Text Änderungen auf. Diese 
Änderungen wurden vom Politischen Ausschuß auf sei- 
ner Sitzung am 23./24. Januar 1975 beschlossen, um der 
vom Plenum am 14. Januar 1975 angenommenen Fas- 
sung des Vertragsentwurfs Rechnung zu tragen. 


— Sie soll die seit 1960 eingetretenen Wandlungen 
berücksichtigen und in einem neuen Anlauf allen 
Mitgliedstaaten ermöglichen, im Rat und später 
bei der Ratifizierung durch die nationalen Par- 
lamente diesem Vertrag ihre Zustimmung zu ge- 
ben. 

— Des weiteren soll dadurch die Legitimität der 
Europäischen Gemeinschaft verbreitert und damit 
der Weg zur Europäischen Union erleichtert wer- 
den. 

— Schließlich sollen dadurch die mit der Ausübung 
des Doppelmandats verknüpften Probleme ge- 
löst werden. 

5 . Der Berichterstatter hat sich bei seiner Arbeit 
an diesen Zielen orientiert und durch zahlreiche Ge- 
spräche mit Politikern und interessierten Experten 
aller Mitgliedstaaten und durch eine Analyse der 
bisher im Rat einer Annahme des Entwurfs von 1960 
entgegenstehenden Hemmnisse darum bemüht, einen 
realitätsbezogenen Entwurf vorzulegen. 

Bei den vorbereitenden Arbeiten wurde deutlich, 
daß trotz aller Unterschiede in den Auffassungen 
zu einzelnen Fragen ein großes Maß von Überein- 
stimmung über die Notwendigkeit allgemeiner un- 
mittelbarer Wahlen für das Europäische Parlament 
besteht. 

Der Berichterstatter möchte in diesem Zusammen- 
hang unterstreichen, daß er eine große Bereitschaft 
vorgefunden hat, ernsthaft mit der Verwirklichung 
der Direktwahl zu beginnen und ihn bei seiner Ar- 
beit zu unterstützen. 

Die Bereitschaft nationaler Politiker und Experten 
zur Kooperation mit dem Berichterstatter des Euro- 
päischen Parlaments verpflichtet ihn zu großem 
Dank. 

6 . Der Bericht enthält folgende Bestandteile: 

— den Entwurf eines Vertrages zur Einführung der 
Direktwahl in Gestalt einer vom Europäischen 
Parlament anzunehmenden Entschließung, 

und als Begründung 

— eine Kommentierung der einzelnen Vertrags- 
artikel mit einer Gegenüberstellung des alten 
und des neuen Vertragstextes, 

— eine Zusammenfassung des Berichts, den Herr 
Dehousse im Jahre 1960 dem Europäischen Par- 
lament unterbreitet hat, 

— eine Beschreibung der Entwicklung der Arbeiten 
an der Direktwahl seit 1960, 

— eine Analyse der wesentlichen Probleme des Ver- 
tragsentwurfs. 
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II. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln des Vertragsentwurfs 

Artikel 1 

Die Abgeordneten der Völker im Europäischen Parlament werden in allgemeiner unmittelbarer Wahl 
gewählt. 

Erläuterung 

Der Text dieses Artikels ist unverändert gegenüber dem Entwurf von 1960. 

Dieser Artikel verwirklicht den Artikel 21 Ziffer 3 EGKSV, Artikel 138 Ziffer 3 EWGV, Artikel 108 Ziffer 3 
EAGV in den Gemeinschaftsverträgen vorgesehenen Grundsatz der allgemeinen und unmittelbaren Wahlen 
des Europäischen Parlaments. 

Die Begriffe „allgemein" und „unmittelbar" bedeuten, daß die Wahlen im gesamten Gebiet der Gemeinschaft 
stattfinden und daß die Wähler unmittelbar die Zusammensetzung des Parlaments bestimmen. Damit werden 
indirekte Wahlen z. B. durch Wahlmänner oder auch das gegenwärtige Entsendesystem (Entsendung der 
Abgeordneten durch die nationalen Parlamente) ausgeschlossen. 

Artikel 2 


neuer Text 

1. Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten 
Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt; 


Belgien 

23 

Dänemark 

17 

Deutschland 

71 

Frankreich 

65 

Irland 

13 

Italien 

66 

Luxemburg 

6 

Niederlande 

27 

Vereinigtes Königreich 

67 


355 


2. Das Parlament, die Kommission oder die Regie- 
rung jedes Mitgliedstaates können dem Rat Ent- 
würfe zur Änderung der in Ziffer 1 vorgesehenen 
Mitgliederzahl vorlegen. 

Die Vertragsänderungen werden in entsprechen- 
der Anwendung des in Artikel 14 dieses Vertra- 
ges vorgesehenen Verfahrens vorgenommen. 


Text von 1960 

Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Ab- 
geordneten wird wie folgt festgesetzt: 


Belgien 

42 

Deutschland 

108 

Frankreich 

108 

Italien 

108 

Luxemburg 

18 

Niederlande 

42 


4^ 


Erläuterung 

1. Der Entwurf von 1960 sah eine Verdreifachung der bisherigen Mitgliederzahl vor. Dieses Verfahren 
würde heute zu einer Gesamtzahl von 594 Abgeordneten führen. 

Die Änderungen am Entwurf von 1960 beruhen auf folgenden Erwägungen: Bei der Festlegung der 
Gesamtzahl der Abgeordneten und der Verteilung der Mandate auf die einzelnen Mitgliedstaaten wurde 
nunmehr versucht, einen optimalen Kompromiß zwischen der Funktionsfähigkeit des Parlaments und 
einem Höchstmaß an Repräsentativität zu erreichen, ohne dabei schematisch von dem bisherigen Stand 
auszugehen. 

Hinsichtlich der Gesamtzahl der Abgeordneten liegt die Überlegung zugrunde, daß die gegenwärtige 
Anzahl von 198 Abgeordneten zu gering ist, um die Aufgaben des Europäischen Parlaments wirksam 
erfüllen zu können. Sie ist auch zu gering, um das Europäische Parlament als hinreichend repräsentativ 
für die ca. 250 Millionen Einwohner der Gemeinschaft erscheinen zu lassen. 

Andererseits läßt sich aus der parlamentarischen Erfahrung demokratisch regierter Länder eine Höchst- 
zahl ableiten, bis zu der parlamentarische Arbeit überhaupt nur sinnvoll möglich ist. Diese Zahl dürfte 
etwa bei 600 bis 700 Abgeordneten liegen. Doch gebietet der gegenwärtig absehbare Arbeitsumfang des 
Europäischen Parlaments noch nicht eine Angleichung an die Größe der Parlamente in den Mitglied- 
staaten mit der höchsten Bevölkerungszahl. Vorläufig erscheint also eine Zahl unter 600 Abgeordneten 
ausreichend. Im Bericht von 1960 waren 426 Mandate für sechs Mitgliedstaaten vorgesehen. Die im neuen 
Entwurf festgesetzte Zahl von 355 Abgeordneten erscheint vorläufig ausreichend. Sie bietet die Möglich- 
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keit, die bei einer Erweiterung der Befugnisse des Parlaments oder die bei dem Beitritt neuer Staaten 
erforderlichen Anpassungen vorzunehmen. 

Diese Anzahl würde es im übrigen erlauben, daß - eine Beibehaltung der Zahl der Ausschußsitze vor- 
ausgesetzt - jeder Abgeordnete an einem Ausschuß als Vollmitglied mitwirkt ^). 

2. Die Verteilung der Sitze auf die einzelnen Mitgliedstaaten wurde anhand folgender Kriterien vor- 
genommen: 

— Es soll ein Höchstmaß an Proportionalität zwischen der Bevölkerungszahl eines Staates und der Zahl 
seiner Abgeordeten im Europäischen Parlament erreicht werden, 

— alle wesentlichen politischen Kräfte eines Staates sollen im Europäische Parlament repräsentiert sein, 

— die Neuverteilung der Sitze darf bei keinem Staat zu einer Verminderung der gegenwärtigen 
Abgeordnetenzahl führen. 

Diese Kriterien lassen sich mit Hilfe folgenden Modells annäherungsweise verwirklichen: 

a) Jeder Staat erhält bis zu einer Einwohnerzahl von 1 Mio 6 Sitze, 

b) Jeder Staat mit einer darüber hinausgehenden Einwohnerzahl erhält bis zu 2,5 Mio Einwohnern 
6 weitere Sitze. 

c) Bis zur Einwohnerzahl von 5 Mio erhält jeder Staat für jede vollendete Zahl von 500 000 Einwohnern 
einen weiteren Sitz. 

d) Für die zwischen 5 Mio und 10 Mio liegende Einwoherzahl erhält jeder Staat für jede vollendete Zahl 
von 750 000 Einwohnern einen weiteren Sitz. 

e) Für die zwischen 10 Mio und 50 Mio liegende Einwohnerzahl erhält jeder Staat für jede angefangene 
Zahl von 1 Mio Einwohner einen weiteren Sitz. 

f) Für die 50 Mio überschreitende Einwohnerzahl erhält jeder Staat für jede angefangene Zahl von 
1,5 Mio Einwohnern einen weiteren Sitz. 

Die in Artikel 2 vorgesehene Verteilung der Sitze ergibt sich aus der Anwendung dieses Modells auf die 
Bevölkerungszahlen der Mitgliedstaaten nach dem Stand von 1973. 

4) Der Politische Ausschuß hatte dem Plenum vorgeschlagen, eine Gesamtzahl von 550 Abgeordneten festzulegen. Die- 
ser Vorschlag wurde jedoch vom Europäischen Parlament nicht angenommen. 

Die dem Entwurf des Politischen Ausschusses zugrundeliegende Berechnungsmethode und die Sitzverteilung auf die 
einzelnen Staaten sind in Teil V, Ziffer 50, abgedruckt. 
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a) 

b) 

c) 

cl) 

e) 

f) 


Bevöl- 
kerung 
(in Mio) 
1973 

Mandate 

1. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

2. 

Zählung 

Rest j 
(in Mio) 

Mandate 

3. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

4. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

5. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

6. 

Zählung 

Gesamt- 
zahl der 
Mandate 

Belgien 

9,7 

6 

8,7 

6 

7,2 

5 

4,7 

. 6 

— 

— 

— 

— 

23 

Dänemark 

5,0 

6 

4,0 

6 

2,5 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

17 

Deutschland 

61,7 

6 

60,7 

6 

59,2 

5 

56,7 1 

6 

51,7 

40 

11,7 

8 

71 

Frankreich 

51,7 

6 

50,7 

6 

1 

49,2 

5 

46,7 ' 

6 

41,7 

40 

1,7 

2 

65 

Irland 

3,0 

6 

2,0 

t 

6 

0,5 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13 

Italien 

54,3 

6 

53,3 

6 

51,8 

5 

49,3 

6 

44,3 

40 

4,3 ' 

3 

66 

Luxemburg 

0,35 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ’ 

— 

6 

Niederlande 

13,3 

6 

12,3 

6 

10,8 

5 

8,3 

6 

3,3 

4 

— 

— 

27 

Vereinigtes Königreich 

55,8 

6 

54,8 

6 

53,3 

5 

50,8 

6 

45,8 

40 

5,8 

4 

67 
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3. Sollte es sich als nötig erweisen, die Zahl der Abgeordneten zu verändern, so kann dies im Wege eines 
Vertragsergänzungsverfahrens geschehen, das im Prinzip dem in Artikel 235 des EWG- Vertrags - mit 
den Besonderheiten von Artikel 14 dieses Vertrags - entspricht. Danach entscheidet der Rat einstimmig 
über Annahme oder Ablehnung des Vorschlags, nachdem er die Zustimmung des Parlaments eingeholt 
und die Kommission angehört hat. Im Unterschied zu Artikel 14 dieses Vertrages können auch die Mit- 
gliedstaaten und die Kommission selbständig dem Rat entsprechende Vorschläge unterbreiten. Einzel- 
heiten zum Verfahren der Annahme dieses Vorschlages sollte das Europäische Parlament in seiner 
Geschäftsordnung festlegen. 


Artikel 3 


neuer Text 


Text von 1960 (Artikel 5) 


1 . Die Abgeordneten werden für fünf Jahre gewählt. 

2. Die fünfjährige Wahlperiode beginnt mit der Er- 
öffnung der ersten Sitzungsperiode nach jeder 
Wahl. 


1 . Die Abgeordneten werden für fünf Jahre gewählt. 
Das Mandat der von den nationalen Parlamenten 
gewählten Abgeordneten endet jedoch mit dem 
Verlust des nationalen Parlamentsmandats oder 
mit Ablauf der Periode, für die sie von ihren 
jeweiligen Parlamenten gewählt wurden. Jeder 
Abgeordnete, dessen Mandat auf diese Weise 
endet, übt es so lange aus, bis das Mandat seines 
Nachfolgers im Europäischen Parlament bestätigt 
ist. 

2. Die fünfjährige Legislaturperiode beginnt mit der 
Eröffnung der ersten Sitzungsperiode nach jeder 
Wahl. 


Erläuterungen 

Der vorgeschlagene Text entspricht im wesentlichen dem Entwurf von 1960. Da allerdings im neuen Vor- 
schlag keine Übergangszeit mehr vorgesehen ist, konnte Ziffer 1 Absatz 2 des Entwurfs von 1960 entfallen. 
Für die Parlamente der Mitgliedstaaten gelten unterschiedliche Wahlperioden. Der Zeitraum von fünf 
Jahren stellt für das Europäische Parlament jedoch den optimalen Kompromiß dar zwischen der notwen- 
digen Kontinuität der Arbeit und der möglichst genauen Widerspiegelung des Wählerwillens im Parlament 


Artikel 4 


neuer Text 

1. Die Abgeordneten geben ihre Stimme einzeln 
und persönlich ab. Sie dürfen weder Weisungen 
noch Aufträge entgegennehmen. 

2. Durch die nationale Gesetzgebung wird sicher- 
gestellt, daß die Abgeordneten die gleichen 
Indemnitäts- und Immunitätsgarantien erhalten 
wie die entsprechenden Mitglieder der nationalen 
Parlamente. 

Erläuterungen 

Dieser Text stimmt in Ziffer 1 mit Artikel 6 des Entwurfs von 1960 überein. 

Damit wird klargestellt, daß Stellung und Funktion der Abgeordeten des Europäischen Parlaments dem 
Vorbild der staatlichen parlamentarischen Demokratien entspricht. 

Die in Ziffer 2 neu eingefügte Bestimmung soll gewährleisten, daß die Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments die gleiche Rechtsstellung (z. B. Schutz vor Verfolgung) wie die Abgeordneten der nationalen 
Parlamente erhalten. Andernfalls ist nicht sichergestellt, daß direkt gewählte Abgeordnete ohne Doppel- 
mandat den gleichen Status besitzen wie die Abgeordneten, die zugleich einem nationalen Parlament 
angehören. 

Artikel 5 


Text von 1960 (Artikel 6) 

Die Abgeordneten geben ihre Stimmen einzeln und 
persönlich ab. Sie dürfen weder Weisungen noch 
Aufträge entgegennehmen. 


neuer Text 

Die Eigenschaft eines Abgeordneten des Europäi- 
schen Parlaments ist vereinbar mit der Mitglied- 
schaft in dem Parlament eines Mitgliedstaates. 


Text von 1960 (Artikel 7) 

1. Während der Übergangszeit ist die Eigenschaft 
eines Abgeordneten des Europäischen Parlaments 
mit der eines Mitglieds eines Parlaments ver- 
einbar. 
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2. Das Parlament entscheidet, ob die Vereinbarkeit 
dieser Mandate nach Ablauf der Übergangszeit 
angewandt wird. 

Text von 1960 (Artikel 3) 

Während einer Übergangszeit wird ein Drittel dieser 
Abgeordneten von den Parlamenten aus ihrer Mitte 
nach einem Verfahren gewählt, das den Fraktionen 
eine gerechte Vertretung sichert. 

Erläuterungen 

Der Vertragsentwurf aus dem Jahre 1960 sah vor, daß für eine Übergangszeit ein Drittel der Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments von den nationalen Parlamenten zu ernennen sei. 

Diese Regelung wurde aus zwei Gründen nicht wieder in den neuen Vertrag auf genommen: 

a) Nachdem seit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft bereits über 15 Jahre vergangen sind, 
erscheint es nicht erforderlich, den Übergang vom gegenwärtigen Zustand zu einem direkt gewählten 
Parlament in Etappen zu vollziehen. 

Da die Verträge dies nicht vorsehen, wurden gegen die Einführung einer Übergangszeit im übrigen auch 
juristische Bedenken geltend gemacht. 

b) Weiterhin steht dem Vorteil einer engen Verbindung zwischen nationalem und Europäischem Parlament, 
wie er durch die für einen Teil der Mandate verpflichtende Beibehaltung des Doppelmandats geschaffen 
wird, der Nachteil entgegen, daß damit von Seiten des Europäischen Parlaments ein Sonderstatus für 
einen Teil der Abgeordneten geschaffen würde. Ziel der Direktwahl ist es aber, dem europäischen 
Mandat selbständige Geltung neben einem nationalen Mandat zu verschaffen und allen Abgeordneten 
zu ermöglichen, sich vollständig den Aufgaben im Europäischen Parlament zu widmen. Der Vertrag 
bewirkt, daß der Verlust eines nationalen Mandats nicht mehr zum Verlust eines europäischen Mandats 
führt. 

Der neue Vertrag überläßt es den einzelnen Abgeordneten, ob sie neben dem europäischen Mandat noch 
ihrem jeweiligen nationalen Parlament angehören wollen. Die einzelstaatlichen Parlamente können selbst 
die Voraussetzungen und Formen festlegen, unter denen eine gleichzeitige Zugehörigkeit zum Europäischen 
Parlament und nationalem Parlament möglich ist. Denkbar sind z. B. folgende Gestaltungen: 

— die Mitglieder des Europäischen Parlaments sind zusätzlich Mitglieder des nationalen Parlaments mit 
oder ohne Stimmrecht; 

— die Mitglieder des Europäischen Parlaments sind von der aktiven Mitarbeit in nationalen Parlamenten 
freigestellt; 

— die Mitglieder des Europäischen Parlaments dürfen ihr Stimmrecht im nationalen Parlament auf einen 
anderen Abgeordneten übertragen. 


Artikel 6 


neuer Text 

1. Die Eigenschaft eines Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments ist unvereinbar mit der 

Eigenschaft: 

— eines Mitglieds der Regierung eines Mitglied- 
staats; 

— eines Mitglieds der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften; 

— eines Richters, Generalanwalts oder Kanzlers 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemein- 
schaften; 

— eines Mitglieds des Rechnungshofes der Euro- 
päischen Gemeinschaften; 

— eines Mitglieds des Beratenden Ausschusses 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl oder eines Mitglieds des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft; 

— eines Mitglieds von Ausschüssen und Gre- 
mien, die zur Verwaltung von Mitteln der 


Text von 1960 (Artikel 8) 

1. Während der Übergangszeit gelten folgende Be- 
Bestimmungen: 

a) die Eigenschaft eines Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments ist unvereinbar mit der 

Eigenschaft: 

— eines Mitglieds der Regierung eines Mit- 
gliedstaats; 

— eines Mitglieds der Hohen Behörde der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft oder der Kommis- 
sion der Europäischen Atomgemeinschaft; 

— eines Richters, Generalanwalts oder Gref- 
fiers des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften; 

— eines Mitglieds des Beratenden Ausschus- 
ses der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl oder eines Mitglieds des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses der 


11 



Drucksache 7/3366 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Gemeinschaften aufgrund der Verträge über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft oder für eine dauernde un- 
mittelbare Verwaltungsaufgabe gegründet 
wurden; 

— eines Mitglieds des Verwaltungsrats oder des 
Direktoriums oder eines Bediensteten der 
Europäischen Investitionsbank; 

— eines im aktiven Dienst stehenden Beamten 
oder Bediensteten der Institutionen der Euro- 
päischen Gemeinschaften oder der ihnen an- 
gegliederten fachlichen Gremien. 

2. Vorbehaltlich des Inkrafttretens besonderer Re- 
geln gemäß Artikel 7, Ziffer 1 dieses Vertrages 
finden die Bestimmungen des jeweiligen Mit- 
gliedstaates über Unvereinbarkeiten mit einem 
nationalen Parlamentsmandat entsprechende An- 
wendung. 

3. Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments, 
die im Laufe einer Wahlperiode in eine der oben- 
genannten Funktionen berufen werden, werden 
entsprechend den Bestimmungen des Artikels 12 
ersetzt. 


Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft; 

— des Rechtungsprüfers, wie er in Artikel 78 
des Vertrags über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vorgesehen ist, oder eines Mitglieds des in 
Artikel 206 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Artikel 180 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Atomgemeinschaft 
vorgesehenen Kontrollausschusses; 

— eines Mitglieds von Ausschüssen und Gre- 
mien, die zur Verwaltung von Mitteln der 
Gemeinschaft aufgrund der Verträge über 
die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl, der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft oder für 
eine dauernde unmittelbare Verwaltungs- 
aufgabe gegründet wurden; 

— eines Mitglieds des Verwaltungsrats oder 
des Direktoriums oder eines Bediensteten 
der Europäischen Investitionsbank; 

— eines im aktiven Dienst stehenden Beam- 
ten oder Bediensteten der Institutionen der 
Europäischen Gemeinschaften oder der 
ihnen angegliederten fachlichen Gremien. 

Die Abgeordneten des Europäischen Parla- 
ments, die im Laufe einer Legislaturperiode 
in eine der obengenannten Funktionen be- 
rufen werden, werden entsprechend den Be- 
stimmungen des Artikels 17 ersetzt. 

b) Jeder Mitgliedstaat bestimmt, ob und inwie- 
weit die von seiner Gesetzgebung festgeleg- 
ten Unvereinbarkeiten für die Ausübung des 
nationalen Parlamentsmandats auf die Aus- 
übung des Mandats im Europäischen Parla- 
ment anwendbar sind. 

2. Das Parlament entscheidet über die Regelung der 
Unvereinbarkeiten, die nach Ablauf der Über- 
gangszeit angewandt wird. 


Erläuterungen 

Die im neuen Vertragsentwurf vorgesehenen Unvereinbarkeitsregelungen entsprechen nahezu völlig den 
Bestimmungen des Entwurfs von 1960. Neu ist lediglich die Erwähnung der Mitglieder des Rechnungshofes. 
Diese Institution wird demnächst eingerichtet; sie tritt an die Stelle des bisherigen Kontrollausschusses bzw. 
des Rechnungsprüfers der EGKS. 

Die in Artikel 8 Ziffer 1, Buchstabe b des Entwurfs von 1960 enthaltene Bestimmung, wonach die Mitglied- 
staaten weitere Unvereinbarkeiten auf nationaler Ebene festlegen können, wurde mit dem Ziel modifiziert, 
vorläufig die im Bereich der einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Unvereinbarkeitsregelungen bei- 
zubehalten. 


Artikel 7 


neuer Text 

1. Das Europäische Parlament arbeitet bis späte- 
stens zum Jahre 1980 den Entwurf eines einheit- 
lichen Wahl Verfahrens aus. Der Rat erläßt ein- 
stimmig die entsprechenden Bestimmungen und 
empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur Annahme 
gemäß ihren verfassungsrechtlichen Bestimmun- 
gen. 


Text von 1960 (Artikel 9) 

Das Europäische Parlament beschließt die Bestim- 
mungen für die Wahl der Abgeordneten nach einem 
möglichst einheitlichen Verfahren nach Ablauf der in 
Artikel 4 vorgesehenen Übergangszeit. 

Bis zum Inkrafttreten dieser Bestimmungen fällt die 
Wahlregelung vorbehaltlich der Bestimmungen die- 
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2. Bis zum Inkrafttreten dieses einheitlichen Wahl- . ses Abkommens in die Zuständigkeit eines jeden 
Verfahrens und vorbehaltlich der sonstigen Be- | Mitgliedstaates. 

Stimmungen dieses Vertrages regelt sich das | 

Wahlverfahren gemäß den innerstaatlichen Be- 
stimmungen eines jeden Mitgliedstaates. i 

Erläuterungen 

Diese Vorschrift unterscheidet sich von der Regelung im Entwurf von 1960 insoweit, als dort die Einführung 
von einheitlichen Wahlbestimmungen für den Zeitpunkt des Ablaufs der Übergangszeit vorgesehen wurde. 
Gemäß Artikel 21 Ziffer 3 EGKSV, Artikel 108 Ziffer 3 EAGV und Artikel 138 Ziffer 3 EWGV hat das Euro- 
päische Parlament Vorschläge für direkte Wahlen nach einem einheitlichen Verfahren auszuarbeiten. 

Die Verträge lassen nicht erkennen, welchen Grad von Einheitlichkeit ein Wahlverfahren haben muß, um 
diesen Anforderungen zu genügen. Bei dem gegenwärtigen Stand der Annäherung der Verfahren zur 
politischen Willensbildung in den Mitgliedstaaten ist ein einheitliches Verfahren bereits dann gegeben, 
wenn sich Wahlen nach gemeinsamen Grundregeln in allen Mitgliedstaaten abwickeln. Neben den in dem 
hier vorgelegten Vertrag enthaltenen Bestimmungen sind dies insbesondere die tragenden Grundprinzipien 
demokratischer Wahlen, d. h. die Wahlen müssen gleich, frei, allgemein, unmittelbar und geheim abgehalten 
werden. 

Das Parlament war 1960 aufgrund umfassender Untersuchungen zu dem Ergebnis gelangt, daß es vorläufig 
unmöglich sei, ein einheitliches Wahlsystem in allen Mitgliedstaaten einzuführen. Daher hatte das Parla- 
ment seinerzeit die Ansicht vertreten, daß „einheitliches Verfahren" nicht gleichbedeutend sei mit „einheit- 
lichem Wahlsystem". 

Auch wenn es daher als Endzustand ein einheitliches Wahlsystem wünschte, hatte das Parlament vor- 
geschlagen, zunächst die Direktwahl aufgrund des jeweiligen nationalen Wahlsystems durchzuführen. 

Besonders im Lichte der Erweiterung erscheint der damals vom Europäischen Parlament eingenommene 
Standpunkt zweckmäßig. 

Es bleibt daher - im Rahmen der erwähnten Grundsätze - jedem Mitgliedstaat überlassen, ein seinen poli- 
tischen Gegegbenheiten und Strukturen angepaßtes Gesetz auszuarbeiten. Bereits in der Begründung des 
Entwurfs von 1960 wurde darauf verwiesen, daß die Probleme, welche aus einem Konflikt zwischen natio- 
nalem Wahlgesetz und gemeinschaftlichem Wahlrecht entstehen können, gegebenenfalls durch Anrufung 
des Europäischen Gerichtshofes zu lösen sind. 

In dem Maße jedoch, in dem sich die politischen Strukturen der Mitgliedstaaten aneinander angleichen, 
erhöhen sich die Anforderungen an den Grad der Einheitlichkeit. Unter Berücksichtigung der politischen 
Entwicklung in den Mitgliedstaaten soll das Europäische Parlament für die nach 1980 abzuhaltenden Wahlen 
ein Wahlsystem ausarbeiten, das weitere Einzelfragen einheitlich regelt. Das Jahr 1980 stellt ein Zieldatum 
für die Erfüllung dieser dem Parlament obliegenden Aufgaben dar. Wenn das Parlament zügig die Aus- 
arbeitung dieses Projektes in Angriff nimmt, dann können die ersten Wahlen nach Einführung der Direkt- 
wahl (also voraussichtlich im Jahre 1983) nach diesem einheitlichen Verfahren durchgeführt werden. 

Artikel 8 


neuer Text Text von 1960 (Artikel 13) 

Die Bestimmungen eines jeden Mitgliedstaats über Die verfassungmäßigen Bestimmungen eines jeden 
die Zulassung der Parteien zu den Wahlen finden auf , Mitgliedstaats über die Zulassung der Parteien zu 
die Wahl zum Europäischen Parlament Anwendung, i den Wahlen finden auf die Wahl zum Europäischen 

I Parlament Anwendung. 

Erläuterungen 

Dieser Text stimmt mit Artikel 13 des Entwurfs von 1960 im wesentlichen überein. 

Das Europäische Parlament setzt sich gegenwärtig aus Abgeordneten zusammen, die 53 verschiedenen 
Parteien angehören. Solange das Wahlverfahren nicht vollständig vereinheitlicht ist, erscheint es nicht 
notwendig, Bestimmungen über die Rolle der Parteien bei der Direktwahl in den Vertrag aufzunehmen. 

Auch wegen der erheblichen Unterschiede der einzelstaatlichen Vorschriften über Funktion und Zulassung 
von Parteien erscheint die Verweisung auf die jeweiligen nationalen Regeln angebracht. 

Das Europäische Parlament unterstreicht aber die große Bedeutung, die den Parteien für die Entwicklung 
der europäischen Wahlen zukommt. Erst wenn es den Parteien gelingt, im Rahmen der Gemeinschaft enge 
Verbindungen untereinander herzustellen, gemeinsame Programme zu entwickeln und übernationale Partei- 
strukturen zu schaffen, können Direktwahlen zum Europäischen Parlament ein wesentliches Element des 
politischen Integrationsprozesses darstellen. 
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Artikel 9 


neuer Text 

1. Die Wahl zum Europäischen Parlament findet in 
den Mitgliedstaaten am gleichen Tag statt. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann jedoch beschließen, daß 
die Wahlhandlung am Vortag des festgesetzten 
Datums oder am darauffolgenden Tag stattfindet 
oder auf zwei aufeinanderfolgende Tage welche 
das festgesetzte Datum einschließen, ausgedehnt 
wird. 

3. Der Rat wird nach dem Verfahren des Artikels 14 
eine Regelung erlassen, die sicherstellt, daß die 
Wahlergebnisse zu einem einzigen Zeitpunkt be- 
kanntgegeben werden. 


Text von 1960 (Artikel 14) 

Die Wahl zum Europäischen Parlament findet in den 
sechs Mitgliedstaaten am gleichen Tag statt; das 
Datum wird so festgesetzt, daß die nationalen Wah- 
len nicht mit den Wahlen zum Europäischen Parla- 
ment zusammenfallen. 

Aus traditionellen oder geographischen Gründen 
kann jedoch jeder Mitgliedstaat beschließen, daß die 
Wahlhandlung am Vortage des festgesetzten Datums 
oder am darauffolgenden Tage stattfindet oder auf 
diese beiden Tage ausgedehnt wird. 


Erläuterungen 

Die Ziffern 1 und 2 stimmen mit dem entsprechenden Text des Entwurfes von 1960 im wesentlichen überein. 
Darin wird der für die europäischen Wahlen wesentliche Grundsatz des einheitlichen Wahlzeitpunktes 
festgelegt. 

Allerdings soll es möglich sein, den nationalen Gewohnheiten Rechnung zu tragen. Daher wird eine gering- 
fügige Abweichung von diesem Wahlzeitpunkt zugelassen. Wenn aber die Wahlen an verschiedenen Tagen 
abgehalten werden, dann muß Vorsorge getroffen werden, daß nicht die Wahlergebnisse aus Staaten, in 
denen schon gewählt wurde, das Wählerverhalten in den später wählenden Staaten beeinflussen. Dieses 
technische Detail könnte mit Hilfe einer Richtlinie des Rates geregelt werden. 

Andererseits erscheint es nicht zweckmäßig, das im Entwurf von 1960 enthaltene Verbot aufrechtzuerhalten, 
zugleich nationale und europäische Wahlen abzuhalten. Obwohl eine Kumulation von mehreren Wahlen 
an einem Tag der psychologischen Bedeutung europäischer Wahlen abträglich wäre, kann aber nicht aus- 
geschlossen werden, daß in einzelnen Staaten eine bestimmte politische Situation (z. B. vorzeitige Parla- 
mentsauflösung) eine nationale Wahl zum gleichen Zeitpunkt erfordert. 

Für die gleichzeitige Abhaltung von europäischen und nationalen Wahlen (auf regionaler oder staatlicher 
Ebene) sprechen weiterhin Kostenerwägungen und der Vorteil, daß dadurch - zumindest am Anfang - eine 
erhöhte Beteiligung an den europäischen Wahlen erreicht werden kann. 


Artikel 1 0 


neuer Text 

1. Die Wahl des Europäischen Parlaments findet 
spätestens einen Monat vor dem Ende jeder 
Wahlperiode statt. 

2. Das Europäische Parlament tritt, ohne daß es 
einer Einberufung bedarf, am ersten Dienstag 
nach Ablauf einer Frist von einem Monat vom 
letzten Tag der Wahl an zusammen. 

3. Das scheidende Europäische Parlament bleibt bis 
zur ersten Sitzung des neuen Parlaments in Funk- 
tion. 

Erläuterungen 


Text von 1960 (Artikel 15) 

1. Die Wahl des europäischen Parlaments findet 
spätestens einen Monat vor dem Ende jeder Le- 
gislaturperiode statt. 

2. Das Europäische Parlament tritt, ohne daß es 
einer Einberufung bedarf, am ersten Dienstag 
nach Ablauf einer Frist von einem Monat vom 
Tag der Wahl an zusammen. 

3. Das scheidende Europäische Parlament bleibt bis 
zur ersten Sitzung des neuen Parlaments in Funk- 
tion. 


Diese Bestimmung entspricht nahezu völlig dem Entwurf von 1960. Sie stellt sicher, daß der Übergang von 
einem scheidenden zu einem neuen europäischen Parlament mit der erforderlichen Kontinuität erfolgt. Der 
genaue Wahltag für alle nach dem Jahre 1978 stattfindenden Wahlen wird nach dem Verfahren des 
Artikels 14 festgesetzt. 

Artikel 11 


neuer Text 

Bis zum Inkrafttreten des gemäß Artikel 7, Ziffer 1 
anzimehmenden Verfahrens prüft das Europäische 
Parlament die Mandate der Abgeordneten und befin- 
det über die Anfechtungen. 


Text von 1960 (Artikel 16) 

Das Europäische Parlament prüft die Mandate der 
Abgeordneten und befindet über die Anfechtung. 
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Erläuterungen 

Mit der Ausnahme des Vorbehalts bezüglich Artikel 7, Ziffer 1 enthält der Abkommensentwurf von 1960 
in Artikel 16 eine entsprechende Vorschrift. Schon bisher prüfte das Europäische Parlament die Mandate, 
doch kommt dem Prüfungsakt bei einem direkt gewählten Parlament größere praktische Bedeutung zu. 
Einzelheiten des Verfahrens sind in der Geschäftsordnung zu regeln. 

Solange wie sich die Direktwahl nach Gesetzen abwickelt, die auf nationaler Ebene beschlossen werden, 
obliegt den nationalen Instanzen die Überwachung der Abwicklung der Wahlen. Sobald jedoch ein einheit- 
liches europäisches Wahlsystem eingeführt wird, sollte erwogen werden, die Kontrolle der Rechtmäßigkeit 
der Wahl einer Gemeinschaftsinstitution - z. B. dem Europäischen Gerichtshof - zu übertragen. 


Artikel 12 


neuer Text 

Bis zum Inkrafttreten des gemäß Artikel 7, Ziffer 1 
anzunehmenden Verfahrens und vorbehaltlich der 
sonstigen Bestimmungen dieses Vertrages regelt sich 
die Neubesetzung eines während einer Wahlperiode 
freigewordenen Sitzes gemäß den innerstaatlichen 
Bestimmungen eines jeden Mitgliedstaates. 


Text von 1960 (Artikel 17) 

Wird ein in allgemeiner unmittelbarer Wahl besetz- 
ter Sitz frei, so wird keine Nachwahl vorgenommen. 
Für die Übergangszeit hat das nationale Gesetz die 
Wahlbestimmungen festzulegen, die es ermöglichen, 
den Sitz unter Einhaltung dieser Bedingungen neu 
zu besetzen. 

Wird ein gemäß Artikel 3 besetzter Sitz frei, so 
nimmt das Parlament des Mitgliedstaats die Wahl 
des Nachfolgers vor. 


Erläuterungen 

Gegenüber dem Entwurf von 1960 weist der neue Text zwei wesentliche ünterschiede auf. Zunächst konnte 
Absatz 3 des ehemaligen Artikels 17 entfallen, da die Entsendung von Abgeordneten durch nationale Parla- 
mente nicht mehr vorgesehen ist. Weiterhin sollte konsequenterweise dem nationalen Wahlgesetz auch 
die Gestaltung der Nachfolgeregelung für einen freigewordenen Sitz überlassen bleiben. Dazu gehört die 
Möglichkeit, Teilwahlen abzuhalten. 


Artikel 13 


neuer Text 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 9 
findet die erste Wahl zum Europäischen Parla- 
ment spätestens am ersten Sonntag des Monats 
Mai 1978 statt. 

2. Der Wahlzeitpunkt der folgenden Wahlen wird 
unter Berücksichtigung der Artikel 3, 9, 10 gemäß 
dem Verfahren des Artikels 14 festgelegt. 


Text von 1960 (Artikel 21) 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 14 fin- 
det die erste Wahl zum Europäischen Parlament am 
ersten Sonntag nach Ablauf einer Frist von sechs 
Monaten vom Tage des Inkrafttretens dieses Ab- 
kommens statt. 


Erläuterungen 

Im Gegensatz zum Entwurf von 1960 legt der neue Text ein Datum fest, bis zu dem spätestens Wahlen 
abgehalten werden sollen. Diese Änderung beruhte auf folgenden Erwägungen: Mit der Festlegung eines 
Datums, vor dem der Abkommensentwurf ratifiziert sein sollte, wird dem Rat ein Hinweis auf den Zeitraum 
gegeben, innerhalb dessen das Parlament die Behandlung und Verabschiedung des Entwurfs erwartet. 

Die am 9. und 10. Dezember 1974 abgehaltene Konferenz der Staats- und Regierungschefs hat ebenfalls 
empfohlen, das Europäische Parlament ab 1978 direkt zu wählen. Dem Rat wurde darüber hinaus der 
Auftrag erteilt, im Jahre 1976 über den Entwurf des Parlaments zu befinden. 

Wenn der Rat umgehend die Arbeiten an dem Entwurf des Parlaments aufnimmt, müßte es möglich sein, 
den Beschluß zur Weiterleitung eines Vertragstextes an die Mitgliedstaaten sogar noch früher zu treffen. 
Bis zum Jahre 1978 könnte dann die Ratifikation durch die Mitgliedstaaten, die Einführung nationaler 
Wahlgesetze und die eigentliche Vorbereitung der Wahl abgeschlossen sein. In diesem Zusammenhang 
soll die große Bedeutung eines direkt gewählten Europäischen Parlaments für die Schaffung der für das 
Jahr 1980 angestrebten Politischen Union unterstrichen werden. Zur politischen Union Europas gehört 
notwendigerweise ein direkt gewähltes Europäisches Parlament. Es ist jedoch zu wünschen, daß es gelingt, 
die ersten Wahlen bereits vor der Schaffung der Union abzuhalten, damit die unmittelbare Mitwirkung der 
europäischen Völker an diesem Vorhaben optimal gewährleistet ist. 

Wenn die Wahlen jeweils in der ersten Maiwoche stattfinden, dann kann die traditionell zu diesem Zeit- 
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punkt erfolgende politische Mobilisierung der Völker für die europäische Integration zugunsten euro- 
päischer Wahlen genutzt werden. 

Nach dem Jahre 1978 werden gemäß Artikel 3 Wahlen zum Europäischen Parlament in fünfjährigem 
Rhythmus stattfinden. Artikel 10 bestimmt, daß die Wahlen spätestens einen Monat vor Ablauf einer 
Wahlperiode abzuhalten sind. Es erscheint zweckmäßig, den genauen Wahltag nicht jetzt festzulegen, 
sondern die Entscheidung jeweils dem Parlament und den Vertretern der Mitgliedstaaten im Rat nach dem 
Verfahren des Artikels 14 zu überlassen. 


Artikel 14 
(neu) 

Wenn auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah- 
ren Bezug genommen wird oder wenn es erforderlich 
erscheint, daß zur Verwirklichung der Direktwahl 
des Europäischen Parlaments gemäß diesem Vertrag 
weitere Maßnahmen getroffen werden und die hier- 
für erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen sind, 
so erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag des Euro- 
päischen Parlaments und mit dessen Zustimmung die 
geeigneten Vorschriften. Vor seiner Entscheidung 
hört der Rat die Kommission. 

Erläuterungen 

Der Vertragsentwurf enthält - ebenso wie der Entwurf von 1960 - mit Absicht nur die allernotwendigsten 
Bestimmungen. Eine vollständige Regelung aller Probleme ist gegenwärtig nicht erforderlich. In dem der- 
zeitigen Entwicklungsstand der Europäischen Gemeinschaften würde sie außerdem unnötige technische und 
politische Hindernisse schaffen. 

Es wäre jedoch nicht zweckmäßig, für jede notwendige Zusatzregelung zu diesem Vertrag das umständliche 
Verfahren zum Abschluß und zur Ratifikation eines Abkommens zwischen den Mitgliedstaaten (gemäß 
Artikel 236 EWGV) durchzuführen. Artikel 14 sieht deshalb ein flexibles Verfahren vor, das der Gemein- 
schaft gestattet, die unbedingt erforderlichen Ergänzungen selbst vorzunehmen. Dieses Verfahren entspricht 
nahezu vollständig den Artikeln 235 EWGV und 203 EAGV, so daß hinsichtlich der Auslegung auf die 
Kommentare zu diesen Artikeln verwiesen werden kann. 

Die Abweichung von Artikel 235 EWGV bzw. 203 EAGV ist institutioneller Natur. Der Rat soll die erforder- 
lichen Ergänzungen nicht nur auf Vorschlag des Europäischen Parlaments, sondern auch mit dessen Zustim- 
mung vornehmen. Wenn hier auf die alte Forderung des Europäischen Parlaments nach einem Zustimmungs- 
recht in der Gesetzgebung zurückgegriffen wird, so wird ein Kompromiß zwischen zwei Extremen ange- 
strebt. 

— Nach Artikel 235 ist das Europäische Parlament vom Rat zu konsultieren; dieser ist jedoch an die Auf- 
fassung des Parlaments gebunden. 

— Da es sich um die Direktwahl des Europäischen Parlaments handelt, könnte andererseits die Auffassung 
vertreten werden, daß der Rat mit der Wahlregelung überhaupt nichts zu tun haben sollte, sondern 
daß die Befugnis hierfür allein dem Europäischen Parlament zustehen sollte. Das vorgeschlagene 
Zustimmungsrecht verändert die gegenwärtige Rechtslage in der Richtung, daß der Rat sich über die 
Auffassung des Europäischen Parlaments nicht mehr hinwegsetzen kann, beteiligt ihn jedoch in gleichem 
Umfang an der Rechtsetzung. 

Der Kommission steht in diesem Verfahren ein Anhörungsrecht zu, das der Anhörung des Europäischen 
Parlaments in den Artikeln 235 EWGV bzw. 203 EAGV entspricht. Diese Rolle ist der Kommission bereits 
an anderen Stellen in den Verträgen zugewiesen (z. B. Artikel 126 EWGV). 

Artikel 15 

(neu) 

1. Durch den vorliegenden Vertrag werden aufge- 
hoben: Artikel 21, Ziffer 3 des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, Artikel 138, Ziffer 3 des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Artikel 108, Ziffer 3 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Atomge- 
meinschaft. 

2. Artikel 21, Ziffern 1 und 2 EGKS- Vertrag, Arti- 
kel 138, Ziffern 1 und 2 EWG-Vertrag und Arti- 
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kel 108, Ziffern 1 und 2 EAG-Vertrag treten zu 
dem in Artikel 10, Ziffer 2 bestimmten Datum 
außer Kraft. 

Erläuterungen 

Der neue Text entspricht dem ursprünglichen Konzept des Politischen Ausschusses aus dem Jahre 1960. 
In der Plenarsitzung wurde dieser Artikel wieder gestrichen, weil man meinte, darin werde nur eine über- 
flüssige Deklaration abgegeben. Es erscheint jedoch zweckmäßig, eine Bestimmung in den Vertrag aufzu- 
nehmen, die klar zum Ausdruck bringt, in welchem Verhältnis der Vertrag zu den bisher anwendbaren 
Bestimmungen steht. 

Die Aufhebung der gesamten Artikel, die bisher die Wahl und Zusammensetzung des Europäischen Parla- 
ments regelten, beruht im einzelnen auf folgenden Gründen: 

Ziffer 1 der Artikel 21 EGKSV, 138 EWGV, 108 EAGV regelt die Entsendung der Abgeordneten durch die 
nationalen Parlamente. Diese Möglichkeit ist nach Einführung der ersten Direktwahl ausgeschlossen. 

Ziffer 2 der erwähnten Artikel regelt die Mandatsverteilung zwischen den einzelnen Staaten und die 
Gesamtzahl der Abgeordneten. Diese Bestimmung wird durch Artikel 2 des neuen Abkommens ersetzt. 
Allerdings können diese beiden Bestimmungen erst außer Kraft treten, wenn das neugewählte Parlament 
Zusammentritt. Damit bis zu diesem Zeitpunkt ein funktionsfähiges und ordnungsgemäß gebildetes Parla- 
ment amtieren kann, bedarf es bis dahin der Beibehaltung der Bestimmungen, nach denen sich bisher die 
Zusammensetzung des Europäischen Parlaments regelt. 

Ziffer 3 der bisher gültigen Artikel bezeichnet den Auftrag zur Einführung der Direktwahl, verleiht die 
erforderlichen Befugnisse und beschreibt das Verfahren zur Annahme des Entwurfs. Soweit die Befugnisse 
in Artikel 21, Ziffer 3 EGKSV und Artikel 138, Ziffer 3 EWGV und Artikel 108, Ziffer 3 EAGV nicht bereits 
ausgeschöpft wurden, sind sie durch eine gleichlautende Formulierung in Artikel 7, Ziffer 1 des neuen 
Entwurfs übertragen worden. Die Bedeutung dieses bisher gültigen Textes entfällt daher mit der Annahme 
dieses Vertrages. 

Da die vollständige Aufhebung der genannten Vorschriften eine Vertragsänderung darstellt, wurde in der 
Präambel auch auf die zu diesem Zweck in die Verträge auf genommene Änderungsklausel (Artikel 96 
EGKS-Vertrag, 236 EWG-Vertrag, 204 EAG-Vertrag) Bezug genommen. 


Artikel 16 


neuer Text 

Das vorliegende Abkommen ist in dänischer, deut- 
scher, englischer, französischer, irischer, italienischer 
und niederländischer Sprache abgefaßt, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Text von 1960 (Artikel 22) 

Das vorliegende Abkommen ist in deutscher, fran- 
zösischer, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist. 


Erläuterungen 

Die Änderung dieses Textes beruht auf der durch die Erweiterung erhöhte Anzahl von Gemeinschafts- 
sprachen. 

Im. übrigen entspricht diese Formel den üblichen Verträgen, die zwischen den Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Gemeinschaften geschlossen werden. 


Artikel 17 


neuer Text 

1. Der vorliegende Vertrag wird von den Mitglied- 
staaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften ratifiziert. 

2. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regie- 
rung der italienischen Republik hinterlegt, welche 
die Unterzeichnerstaaten und die Institutionen 
der Europäischen Gemeinschaften davon unter- 
richtet. 

3. Der vorliegende Vertrag tritt am Tag der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunde desjenigen Un- 
terzeichnerstaates in Kraft, der als letzter diese 
Hinterlegung vornimmt. 


Text von 1960 (Artikel 23) 

Das vorliegende Abkommen wird von den Mitglied- 
staaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vor- 
schriften ratifiziert. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten verpflichten 
sich, in kürzester Frist die hierzu notwendigen Maß- 
nahmen zu ergreifen und dabei auch den Parlamen- 
ten die für das gegebenenfalls erforderliche Zustim- 
mungsverfahren notwendigen Unterlagen zu unter- 
breiten. 

Die Ratifikationsurkunden werden bei der Italieni- 
schen Republik hinterlegt, welche die Unterzeich- 
nerstaaten und die Institutionen der Europäischen 
Gemeinschaften davon unterrichtet. 
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Das vorliegende Abkommen tritt am Tage der Hin- 
terlegung der Ratifikationsurkunde desjenigen Un- 
terzeichnerstaats in Kraft, der als letzter diese Hin- 
terlegung vornimmt. 


Erläuterungen 

Der neu vorgeschlagene Text entspricht der üblichen Formulierung in Abkommen zwischen den Mitglied- 
staaten in bezug auf die Gemeinschaften (vgl. Artikel 2 des Beitritts Vertrages). 
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III. Zusammenfassung des vom Europäischen Parlament am 17. Mai 1960 angenommenen Berichts 


7. Unmittelbar nach der Konstituierung des Euro- 
päischen Parlaments im März 1958 hat der Politische 
Ausschuß mit der Verwirklichung des Auftrags be- 
gonnen, ein Projekt zur Direktwahl des Europäischen 
Parlaments auszuarbeiten. Man ging in der Weise 
vor, daß zunächst eine besondere Arbeitsgruppe ein- 
gesetzt wurde, die unter Leitung des sozialistischen 
Abgeordneten Dehousse eingehend alle mit der 
Wahl verbundenen Probleme untersuchte. Nach Kon- 
sultationen in den Mitgliedstaaten billigte der Poli- 
tische Ausschuß im März 1960 einen Vertragsentwurf 
und legte diesen Vorschlag dem Plenum zur Abstim- 
mung vor. Dieser Entwurf wurde von einem Bericht 
begleitet, dessen allgemeiner Teil von Herrn De- 
housse verfaßt war, dessen Teil, der sich mit der 
Zusammensetzung des Parlaments befaßte, von 
Herrn Maurice Faure erarbeitet worden war, über 
die Fragen des Wahlverfahrens erstattete Herr 
Schuijt Bericht und über die Probleme der Vertre- 
tung der überseeischen Länder und Gebiete berich- 
tete Herr Metzger. 

Die Einzelheiten der Vorgeschichte und der parla- 
mentarischen Behandlung dieses Entwurfs sind in der 
Dokumentensammlung enthalten, die das Europä- 
ische Parlament im Jahre 1969 unter dem Titel „Für 
allgemeine direkte Wahlen zum Europäischen Par- 
lament" veröffentlicht hat. 

8. Der Berichterstatter verweist die Interessierten 
auf diese Dokumentensammlung. Er möchte sich hier 
darauf beschränken, die wesentlichen Probleme an- 
zudeuten, die das Europäische Parlament bei der Prü- 
fung des Vertragsentwurfs im Jahre 1960 berücksich- 
tigt hat. Dazu gehören insbesondere: 

— das Wahlverfahren, 

— die Übergangsperiode, 

— die Anzahl der Abgeordneten, 

— die Verbindung zu den nationalen Parlamenten, 

— der Wahlzeitpunkt 

— und allgemeine politische Probleme, die mit der 
Einführung der Direktwahl verbunden sind. 

9. Hinsichtlich des Wahlverfahrens wurde bereits 
1960 erkannt, daß es nicht möglich sein würde, auf 
absehbare Zeit ein vollständig vereinheitlichtes 
System innerhalb der Europäischen Gemeinschaften 


zu schaffen. Daher sah der Vertragsentwurf vor, daß 
die Einzelheiten des Wahl Verfahrens zunächst auf 
nationaler Ebene geregelt werden sollten, bis ein 
vom Europäischen Parlament später auszuarbeiten- 
des einheitliches Wahlsystem eingeführt worden 
sei. 

10. Weiterhin sah der Vertragsentwurf von 1960 
vor, die Direktwahl schrittweise zu verwirklichen 
und während einer Übergangsperiode - die mit der 
Übergangsperiode zur Verwirklichung der Europä- 
ischen Gemeinschaften parallel laufen sollte - nur 
zwei Drittel der Abgeordneten direkt wählen zu las- 
sen und einige Fragen des Wahlverfahrens einer 
endgültigen Lösung nach Ablauf dieser Übergangs- 
zeit vorzubehalten. 

11. Der Entwurf von 1960 empfahl, die Zahl der 
Abgeordneten des direkt zu wählenden Parlaments 
durch eine Verdreifachung der damals gültigen Ab- 
geordnetenzahlen zu ermitteln. Das Abkommen sah 
daher eine Gesamtzahl von 426 Abgeordneten vor. 

12. Die Verbindung zu den nationalen Parlamenten 
hatte im Jahre 1960 für das Europäische Parlament 
noch besonderes Gewicht. Daher sah der Entwurf für 
die Übergangszeit die Beibehaltung des Doppelman- 
dats für ein Drittel der Abgeordneten vor. Für die 
endgültige Arbeitsphase des direkt gewählten Par- 
laments traf das Europäische Parlament jedoch keine 
bindenden Beschlüsse. 

13. Nach den Vorstellungen von 1960 sollten die 
Wahlen zu einem gemeinsamen Zeitpunkt stattfin- 
den. Die ersten Wahlen sollten sechs Monate nach 
Ratifizierung des Abkommens durch alle Mitglied- 
staaten abgehalten werden. 

14. Nach Ansicht der Autoren des Entwurfs von 
1960 sollte die Frage der Befugniserweiterung des 
Europäischen Parlaments und der Direktwahl ge- 
trennt behandelt werden. Eine Erweiterung der Be- 
fugnisse sei jedenfalls keine notwendige Vorausset- 
zung der Direktwahl. 

15. Die Einzelheiten des Entwurfs von 1960 sind in 
Teil II dieses Berichts synoptisch mit dem Vorschlag 
eines neuen Vertrages dargestellt. 
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IV. Zusammenfassung der Ereignisse zwischen 1960 und 1973 


16. Am 17. Mai 1960 billigte das Europäische Par- 
lament folgende Entschließungen: 

a) Entschließung über die Annahme des Entwurfs 
eines Abkommens betreffend die Wahl des Euro- 
päischen Parlaments in allgemeiner unmittelba- 
rer Wahl 

b) Entschließung über das einzuschlagende Verfah- 
ren bezüglich des Abkommensentwurfs 

c) Entschließung betreffend das Wahl verfahren 
während der Übergangszeit 

d) Entschließung über die Ausweitung der Befug- 
nisse des Parlaments 

e) Absichtserklärung betreffend die Beteiligung der 
parlamentarischen Vertreter der überseeischen 
Länder und Gebiete an den Arbeiten des Euro- 
päischen Parlaments 

f) Entschließung betreffend die Vorbereitung der 
Öffentlichen Meinung auf die unmittelbaren allge- 
meinen europäischen Wahlen. 

17. In den folgenden 12 Jahren unternahm das 
Europäische Parlament zahlreiche Versuche, um eine 
Entscheidung des Rates über den Vertragsentwurf 
herbeizuführen. Parallel dazu wurden in verschiede- 
nen nationalen Parlamenten Gesetzentwürfe einge- 
bracht, die zur Direktwahl der jeweiligen nationa- 
len Delegationen führen sollten. 

18. In einer Entschließung vom 27. Juni 1963 „über 
die Zuständigkeiten und Befugnisse des Europäi- 
schen Parlaments" (Dok. 31/1963) wies das Parlament 
darauf hin, „daß die direkte Wahl der Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments ein unerläßliches Ele- 
ment für die Demokratisierung der Gemeinschaft 
darstellt" und forderte die Ministerräte und die Re- 
gierungen auf, „die ihnen obliegende Verantwortung 
für ein alsbaldiges Inkrafttreten des Abkommens- 
entwurfs ... zu übernehmen." 

19. Am 12. März 1969 billigte das Parlament folgen- 
den Entschließungsantrag (Dok. 214/68-69): 

— in Anbetracht der Tatsache, daß in Artikel 138 
Ziffer 3 des EWG-Vertrags die allgemeine unmit- 
telbare Wahl seiner Mitglieder vorgesehen ist; 

— im Hinblick darauf, daß das Parlament bereits 
am 17. Mai 1960 den Entwurf eines Abkommens 
betreffend die Wahl des Europäischen Parlaments 
in allgemeiner unmittelbarer Wahl vorgelegt hat; 

— aufgrund der Tatsache, daß der Rat bisher keine 
Entscheidung über diesen Entwurf getroffen und 
sich seit sechs Jahren nicht mehr damit befaßt hat, 

beauftragt seinen Präsidenten, den Rat aufzufordern, 
ohne weitere Verzögerung das im Rat vorgeschrie- 
bene Verfahren auf den Entwurf des Parlaments an- 
zuwenden und den Rat auf Artikel 175, Abs. 1 und 2 
des EWG-Vertrags hinzuweisen. 


20. Der Rat beauftragte am 12. Mai 1969 den Aus- 
schuß der Ständigen Vertreter, ihm in der Frage der 
allgemeinen und unmittelbaren Wahlen Bericht zu 
erstatten. 

21. Auf ihrem Treffen in Den Haag am 1./2. Dezem- 
ber 1969 verabschiedeten die Staats- bzw. Regie- 
rungschefs ein Schlußkommunique®), das in Ziffer 5 
unter anderem folgende Passage enthielt: 

„Die Frage der direkten Wahl wird weiter vom \ 
Rat geprüft". 

22. Das Europäische Parlament nahm daraufhin am 
3. Februar 1970 aufgrund eines Berichts von Herrn 
Dehousse (Dok. 210/69-70) eine Entschließung an, 
deren wesentlicher Text lautete: 

1. stellt fest, daß die Staats- bzw. Regierungschefs 
auf ihrer Konferenz zwar dem Rat die weitere 
Prüfung der Frage der allgemeinen unmittelbaren 
Wahl übertragen, aber weder einen Zeitplan 
noch eine Frist für diese Prüfung festgelegt ha- 
ben; 

2. dringt darauf, daß der Rat seine Arbeiten über 
diese Frage so rasch wie möglich abschließt; 

3. beantragt, daß im gemeinsamen Einvernehmen 
ein geeignetes Kontaktverfahren zwischen dem 
Parlament und dem Rat geschaffen wird, um auf 
der Grundlage des im Jahre 1960 vom Parlament 
ausgearbeiteten Entwurfs konkrete Bestimmun- 
gen festzulegen, die die Anwendung von Arti- 
kel 138 des EWG-Vertrags, Artikel 108 des EAG- 
Vertrags und Artikel 21 des EGKS- Vertrags er- 
möglichen; 

23. Im Rahmen dieses vom Parlament geforderten 
Dialogs fanden am 26. Juni 1970, am 8. Dezember 
1970 und am 2. März 1972 Treffen zwischen einer 
Delegation des Europäischen Parlaments bzw. dem 
Politischen Ausschuß und dem amtierenden Ratsprä- 
sidenten statt. Dabei wurde deutlich, daß die Ar- 
beitsgruppe des Rates noch keine übereinstimmende 
Haltung zu dem vom Europäischen Parlament vorge- 
legten Projekt entwickelt hatte. 

24. Das Parlament forderte daher in seiner Entschlie- 
ßung vom 5. Juli 1972 zur bevorstehenden Gipfel- 
konferenz (Dok. 73/72) : 

„Die 1960 vom Europäischen Parlament erhobene 
und mit großem Nachdruck mehrfach wiederholte 
Forderung nach einer allgemeinen und direkten 
Wahl seiner Mitglieder gemäß Artikel 138 Absatz 3 
des EWG-Vertrags wird aufrechterhalten. Die Suche 
nach Lösungen für die Beseitigung der praktischen 
und politischen Hindernisse, die die Anwendung 
dieser Maßnahme bisher verzögert haben, muß so- 
fort begonnen und entschlossen fortgesetzt werden. 
Die Erweiterung der Befugnisse des Parlaments ist 


5) Abgedruckt im 3. Gesamtbericht der Kommission, S. 528 
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unabhängig von der Direktwahl und darf nicht bis 
zu deren Verwirklichung aufgeschoben werden." 

Nachdem die Gipfelkonferenz zur Frage der Direkt- 
wahl nicht Stellung genommen hatte, erklärte das 
Parlament am 14. November 1972 (Dok. 194/72): 

„es bedauert, daß zur Verwirklichung der allgemei- 
nen und unmittelbaren Wahl der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments nicht nur keine festen Ter- 
mine beschlossen worden sind, sondern auch keine 
Aufträge zur Lösung der anstehenden Schwierigkei- 
ten erteilt wurden." 

25 . Parallel zu dem Bemühen um die Annahme sei- 
nes Vorschlags von 1960 durch den Rat knüpfte das 
Parlament Verbindungen zu den Autoren der natio- 
nalen Gesetzesprojekte zur Einführung europäischer 
Wahlen an. So fand am 6. Oktober 1971 ein Treffen 
mit dem Politischen Ausschuß statt. Diese Entwürfe 
sahen zumeist vor, daß die derzeit von dem jewei- 
ligen Parlament entsandte Delegation in Zukunft 
unmittelbar zu wählen sei. Im einzelnen wiesen die 
Projekte erhebliche Unterschiede auf. In keinem Mit- 


gliedstaat wurde jedoch bisher ein entsprechendes 
Gesetz angenommen. 

26 . Die Berichterstattung im Politischen Ausschuß 
lag bis zum Jahre 1970 in den Händen von Herrn 
Dehousse. Nach dessen Ausscheiden ernannte der 
Politische Ausschuß am 14. Mai 1971 Herrn Lauten- 
schlager zum neuen Berichterstatter. Herr Lauten- 
schlager wurde beauftragt festzustellen, ob die 
Schlußfolgerungen, zu denen das Parlament im Jahre 
1960 gelangt war, nach elf Jahren zu ändern sind. 
Im Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen 

‘ Gemeinschaften am 1. Januar 1973 ergab sich dane- 
ben noch die objektive Notwendigkeit, den Entwurf 
des Parlaments von 1960 diesen neuen Umständen 

I anzupassen. 

! Das Europäische Parlament beschloß daher auf seiner 
Sitzung am 4. Juni 1973, einen neuen Bericht über 
die Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen 
auszuarbeiten. Nachdem Herr Lautenschlager aus 
dem Politischen Ausschuß ausgeschieden war, wurde 
Herr Patijn am 13. September 1973 zum neuen Be- 
richterstatter ernannt. 
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V. Die wesentlichen Probleme des Vertagsentwurfs 


27 . Sowohl bei den vorbereitenden Arbeiten des 
Europäischen Parlaments im Jahre 1959/60 als auch 
bei den nachfolgenden politischen Bemühungen um 
eine Annahme des vom Parlament unterbreiteten 
Vertragsentwurfs wurde deutlich, daß sich die in- 
haltliche Problematik einer Konvention zur Einfüh- 
rung direkter Wahlen zum Europäischen Parlament 
im wesentlichen auf fünf Bereiche konzentriert: 

— Wahl verfahren 

— Verbindung mit den nationalen Parlamenten 

— Unvereinbarkeitsbestimmungen 

— Anzahl der Abgeordneten 

— Übergangszeit. 

Die Arbeitsgruppe des Ministerrats gelangte bei die- 
sen Fragen zu keinen übereinstimmenden Positio- 
nen. 

Der Berichterstatter hat sich daher besonders darum 
bemüht, die im Jahre 1960 dazu vorgeschlagenen 
Lösungen im Lichte der Aussprachen im Politischen 
Ausschuß und der Äußerungen von Persönlichkeiten 
aus den Mitgliedstaaten neu zu überdenken. 

a) Wahlverf ähren 

28 . Hinsichtlich des in Artikel 138, Ziffer 3 EWGV 
(21, Ziffer 3 EGKSV, 108, Ziffer 3 EAGV) geforderten 
einheitlichen Wahlverfahren gelangte er zu dem Er- 
gebnis, daß dieser Begriff in Funktion von den prak- 
tisch-politischen Gegebenheiten in den Mitgliedstaa- 
ten zu interpretieren ist. Es kommt darauf an, den 
gemeinsamen Bestand an demokratischer Tradition 
für europäische Wahlen nutzbar zu machen. 

29 . Allen Staaten ist das Prinzip der allgemeinen, 
freien, gleichen und geheimen Wahlen gemein. Da- 
her müssen diese Grundsätze auch für Europäische 
Wahlen Anwendung finden. In den Einzelheiten wei- 
chen dagegen die jeweiligen Wahlsysteme erheblich 
voneinander ab: In sechs Staaten wird ein reines 
bzw. modifiziertes Verhältniswahlsystem angewandt 
(Belgien, Dänemark, Irland, Italien, Luxembourg, 
Niederlande), in Frankreich und dem Vereinigten 
Königreich wird nach einem modifizierten Mehrheits- 
system gewählt, während die Bundesrepublik ein 
gemischtes System benutzt. Einzelne dieser Systeme 
beruhen auf langer Tradition und sind fest im öffent- 
lichen Bewußtsein verankert. Der Berichterstatter 
hält daher die Zeit nicht für reif, um hier bereits eine 
Vereinheitlichung vorzuschlagen. Die Aussprachen 
im Politischen Ausschuß und die Gespräche in den 
Mitgliedstaaten vermittelten ihm den Eindruck einer 
übereinstimmenden Sicht der Dinge bei seinen Ge- 
sprächspartnern. 

30 . Das gleiche gilt für die daraus folgende Kon- 
sequenz, nur das absolut Nötige und Mögliche in 
dem neuen Vertragsentwurf zur gemeinsamen Re- 
gelung vorzuschlagen. Obwohl sich dieser Ansatz 
nicht prinzipiell von dem Ausgangspunkt des Ent- 
wurfs von 1960 unterscheidet, gelangt ihr Bericht- 
erstatter doch bei einzelnen Fragen zu anderen 
Schlußfolgerungen. 


Im Entwurf von 1960 wurden fünf Bereiche gemein- 
sam geregelt: 

— Wahldatum 

— Wahlalter 

— Wählbarkeitsvoraussetzungen 

— Zulassung von Parteien 

— Mandatsdauer. 

31 . Die bei der Vorbereitung dieses Berichts abge- 
gebenen Stellungnahmen ergeben eine Mehrheit für 
die Festlegung eines einheitlichen Wahldatums. Un- 
abhängig davon waren die Meinungen über die Vor- 
und Nachteile der gleichzeitigen Veranstaltung von 
nationalen Wahlen (auf lokaler, regionaler oder 
staatlicher Ebene) und europäischen Wahlen geteilt. 
Wenn es auch vielen Gesprächspartnern für wün- 
schenswert erschien, den besonderen Charakter 
europäischer Wahlen dadurch hervorzuheben, daß 
man sie getrennt von sonstigen Wahlen veranstal- 
tet, wurde doch auch vielfach auf das Problem der 
Wahlbeteiligung und Kostenerwägungen hingewie- 
sen. Diese Argumente sprechen für eine pragma- 
tische Lösung. Danach müssen die Wahlen zum glei- 
chen Zeitpunkt in allen Mitgliedstaaten abgehalten 
werden, jedoch sollte die gleichzeitige Veranstal- 
tung anderer Wahlen in den Mitgliedstaaten nicht 
ausgeschlossen sein. 

Freilich würde es ihr Berichterstatter begrüßen, 
wenn es gelänge, die Aufmerksamkeit der Wähler 
am Wahlzeitpunkt in erster Linie auf die europä- 
ische Ebene zu lenken, also vor allem nicht gleichzei- 
tig nationale Wahlen auf staatlicher Ebene abzuhal- 
ten. 

32 . Als erster Wahltag wird die Wahl spätestens 
für den ersten Sonntag im Mai 1978 vorgeschlagen. 
Dieses Datum liegt in der Nähe des schon bisher 
jährlich gefeierten Jahrestages der Erklärung von 
Robert Schuman, des früheren französischen Außen- 
ministers, zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl. Die Zeit bis zum Jahr 
1978 erscheint ausreichend, um die notwendigen Vor- 
bereitungen (Behandlung durch den Rat, Ratifika- 
tion durch die Mitgliedstaaten, Einführung nationa- 
ler Wahlgesetze und die eigentliche Vorbereitung 
der Wahlen) zu treffen. Das Europäische Parlament 
wünscht jedoch, daß die Wahlen nach Möglichkeit 
zu einem früheren Zeitpunkt abgehalten werden. 

33 . Der Entwurf von 1960 fixierte ein einheitliches 
Wahlalter von 21 Jahren für die Ausübung des akti- 
ven Wahlrechts zum Europäischen Parlament. Mitt- 
lerweile ist die politische Entwicklung in den Mit- 
gliedstaaten darüber hinweggegangen. Sechs der 
neun Mitglieder haben das Wahl alter auf 18 Jahre 
gesenkt und es ist nicht auszuschließen, daß die 
übrigen Staaten (Belgien, Dänemark, Italien) die- 
sem Beispiel folgen. Es erscheint daher nicht an- 
gebracht, eine diesen politischen Entwicklungen vor- 
greifende Vereinheitlichung vorzunehmen. 

34 . Der gleiche Vorbehalt gegenüber den Vorschlä- 
j gen von 1960 gilt auch in bezug auf die Vorausset- 
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Zungen der Wählbarkeit. Der Entwurf von 1960 hielt 
ein Minimal alter von 25 Jahren für erforderlich. 
Doch erhebliche Unterschiede im nationalen Bereich 
lassen es geraten erscheinen, auf diese Bestimmung 
zu verzichten. Gegenwärtig liegt das passive Wahl- 
alter in vier der neun Mitgliedstaaten bei 21 Jah- 
ren, weitere drei fordern 25 Jahre. Daneben be- 
stehen noch Unterschiede zwischen den einzelnen 
Kammern, wodurch im Einzelfall die Wählbarkeit 
nicht vor dem 40. Lebensjahr erreicht ist. 

In diesem Bereich ergaben die Gespräche des Be- 
richterstatters einen besonders starken Wunsch nach 
Beibehaltung der geltenden nationalen Bestimmun- 
gen. Falls der in der Bundesrepublik, Irland und dem 
Vereinigten Königreich zu beobachtende Trend an- 
hält, das aktive Wahlalter auf 18 Jahre, das passive 
auf 21 Jahre festzulegen, könnte sich auf absehbare 
Zeit eine de facto Vereinheitlichung ergeben. 

35 . Die auch heute noch bestehenden Unterschiede 
hinsichtlich der politischen und rechtlichen Stellung 
von Parteien in den Mitgliedstaaten legen nahe, auf 
eine Festlegung von eigenen Kriterien für die Be- 
teiligung an europäischen Wahlen zu verzichten. So 
können z. B. in der Bundesrepublik Deutschland Par- 
teien verboten werden, in Italien ist die Faschisti- 
sche Partei verboten. Entsprechend dem Entwurf von 
1960 wird daher vorgeschlagen, auf die jeweiligen 
nationalen Bestimmungen zurückzugreifen. Dieser 
Lösung stimmten alle Gesprächspartner des Bericht- 
erstatters zu. 

36 . Die Dauer der Wahlperiode gehört zu den not- 
wendigerweise übereinstimmend zu regelnden Vor- 
schriften. Der Entwurf von 1960 sah vor, das Euro- 
päischen Parlament für einen Zeitraum von fünf Jah- 
ren zu wählen. Aufgrund der Konsultation gelangt 
der Berichterstatter zu dem Ergebnis, diesen Vor- 
schlag beizubehalten. Die Praxis in den Mitglied- 
staaten variiert zwischen vier Jahren (Belgien, Däne- 
mark, Bundesrepublik Deutschland, Niederlande) 
und fünf Jahren in Frankreich, Irland, Italien, Lu- 
xembourg und dem Vereinigten Königreich, doch 
stimmte die Mehrheit der Befragten - auch in den 
Staaten mit einer kürzeren Wahlperiode - einer 
Mandatsdauer von fünf Jahren zu. 

b) Verbindungen mit den nationalen Parlamenten 

37 . Bei den Vorarbeiten zu dein Entwurf von 1960 
bestand dahin gehende Übereinstimmung, daß Ver- 
bindungen zwischen dem Europäischen Parlament 
und den nationalen Parlamenten aufrechterhalten 
werden müßten. Damit stellte sich das Problem, wie 
die Fortdauer des Doppelmandats in der einen oder 
anderen Form mit dem Erfordernis vereinbart wer- 
den könnte, die damit verbundenen Erschwernisse 
zu beseitigen. Als Lösung enthielt der Vertragsent- 
wurf eine Vorschrift, wonach während der Über- 
gangsperiode ein Drittel der Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments von nationalen Parlamenten 
entsandt werden sollten. Eine endgültige Entschei- 
dung über die Vereinbarkeit von nationalem und 
europäischem Mandat sollte dem Europäischen Par- 
lament Vorbehalten bleiben. 


38 . Nach Ansicht des Berichterstatters muß die Fra- 
ge der Direktwahl getrennt von dem Problem ge- 
sehen werden, auf welche Weise die zweckmäßig- 
sten Verbindungen zu nationalen Parlamenten auf- 
rechtzuerhalten sind. Die Notwendigkeit dieser Ver- 
bindungen ist ebenso unbestritten wie die Notwen- 
digkeit der Direktwahl. Für ein direkt gewähltes 
Parlament stellt sich aber das Problem der Veranke- 
rung im nationalen Bereich in ganz anderer Weise, 
als für das Parlament in seiner derzeitigen Beschaf- 
fenheit. Während gegenwärtig die Existenz des Eu- 
ropäischen Parlaments praktisch von den nationalen 
Parlamenten abhängt, besitzt ein direkt gewähltes 
Parlament eine eigene Legitimations- und Rekrutie- 
rungsbasis. Dadurch erlangt eine Verbindung zu 
nationalen Parlamenten nur noch unter funktionel- 
lem Aspekt Bedeutung. 

39 . Nur mit Hilfe einer an den tatsächlichen Er- 
fordernissen orientierten Betrachtungsweise kann es 
gelingen, die Arbeitsbedingungen der Abgeordneten 
durch eine Beseitigung des Doppelmandats nachhal- 
tig zu bessern und andererseits effiziente Verbin- 
dungen zu den nationalen Parlamenten zu entwik- 
keln. Dabei ist es durchaus vorstellbar, daß einzelne 
Abgeordnete zugleich beide Mandate kumulieren, 
weil sie sich in der Lage sehen, beide Aufgaben- 
bereiche umfassend zu bewältigen oder im jewei- 
ligen nationalen Parlament Vorkehrungen getroffen 
werden, um eine Doppelbelastung zu verhindern. 

Ebenso ist es denkbar, daß die Verbindungen eines 
direkt gewählten Europäischen Parlaments zu natio- 
nalen Parlamenten ohne die Vermittlung einer Per- 
sonalunion der Abgeordneten entwickelt werden. 

40 . Der Berichterstatter ist der Auffassung, daß 
durch Festlegungen in der einen oder anderen Wei- 
se zu früh in den noch in voller Entwicklung begrif- 
fenen Prozeß der Definition von Beziehungen zwi- 
schen nationaler und europäischer parlamentarischer 
Ebene eingegriffen würde. Er gelangt daher zu dem 
Ergebnis, daß die Ausübung eines nationalen Man- 
dats neben dem europäischen Mandat möglich, aber 
nicht verpflichtend sein soll. 

Es ist zu wünschen, daß die nationalen Parlamente 
im eigenen wie im europäischen Interesse geeignete 
Vorkehrungen treffen, um den Abgeordneten, die 
ein nationales Mandat beibehalten wollen, ihre na- 
tionale Tätigkeit so zu erleichtern, daß die Aus- 
übung des europäischen Mandats optimal gewähr- 
leistet ist. 

Die für das Vereinigte Königreich vom früheren 
Außenminister Michael Stewart vorgeschlagene 
Lösung eines Sondstatuts der europäischen Abge- 
ordneten im Unterhaus oder der von deutschen Ge- 
sprächspartnern angedeutete Vergleich mit dem Sta- 
tus der Berliner Abgeordneten im Bundestag erschei- 
nen als denkbare Modelle; selbstverständlich kön- 
nen die nationalen Parlamente auch andere Lösun- 
gen zur Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments ausarbei- 
ten. 
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c) Unvereinbarkeit der Eigenschaft des Abgeordne- 
ten im Europäischen Parlament mit einer Amts- 
ausübung in der Gemeinschaft 

41 . Das Problem der Unvereinbarkeit der Eigen- 
schaft des Abgeordneten im Europäischen Parlament 
mit einer Amtsausübung in der Gemeinschaft wurde 
sowohl von der Arbeitsgruppe wie vom Politischen 
Ausschuß von 1958 bis 1960 in aller Gründlichkeit 
untersucht. Daraufhin wurden in Artikel 8 des Kon- 
ventionsentwurfs Amtstätigkeiten in der Gemein- 
schaft aufgeführt, deren Ausübung man für unver- 
einbar mit der Funktion eines Abgeordneten im 
Parlament hielt. Es war nicht sehr schwierig, in be- 
zug auf die meisten dieser Ämter zu einer Einigung 
zu kommen, aber sowohl in der Arbeitsgruppe wie 
im Ausschuß entspann sich eine lebhafte Debatte 
darüber, ob Mitglieder der (damaligen) Hohen Be- 
hörde der EGKS und der Kommission der EWG und 
der EAG bei Wahlen für das Europaparlament wähl- 
bar sein sollten. Mit knapper Mehrheit entschied der 
Ausschuß schließlich gegen die Wählbarkeit dieses 
Personenkreises. 

42 . Die vom Berichterstatter in den nationalen 
Hauptstädten Befragten folgten im wesentlichen die- 
ser Ansicht. Die Abgrenzung der Kommission - als 
Exekutive der Gemeinschaft - gegen die parlamen- 
tarische Versammlung sei beizubehalten; sie werde 
die Unabhängigkeit des Parlaments gegenüber der 
Kommisison unterstützen und die Position der Frak- 
tionen im Parlament stärken. 

43 . Nach sorgfältiger Überlegung und angesichts 
der gründlichen Erörterung 1958 bis 1960 hat der 
Berichterstatter den diese Frage betreffenden Arti- 
kel des Konventionsentwurfs praktisch unverändert 
beibehalten. Er schlägt jedoch vor, nicht nur die dar- 
in enthaltene Liste der Gemeinschaftsämter, die mit 
einem Mandat im Europäischen Parlament unverein- 
bar sein sollen, sondern auch die Unvereinbarkeits- 
regel für Regierungsmitglieder der Mitgliedstaaten 
beizubehalten. Diese Regel wurde 1960 von einer 
großen Mehrheit beschlossen, und die seit 1960 
innerhalb der Gemeinschaftsinstitutionen wachsende 
Vorherrschaft des Ministerrats gibt nach Ansicht des 
Berichterstatters nur allzu sehr Veranlassung, die- 
sen Beschluß zu bekräftigen. Bei den Beratungen im 
Politischen Ausschuß wurde vorgeschlagen, die Un- 
vereinbarkeit zwischen der Mitgliedschaft im Euro- 
päischen Parlament und im Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß, bzw. im beratenden Ausschuß der EGKS 
zu streichen. Dies wurde mit der lediglich beraten- 
den Stellung beider Institutionen begründet. Die 
Mehrheit des Ausschusses entschied sich jedoch für 
eine Beibehaltung der Unvereinbarkeit, um das Risi- 
ko auszuschalten, daß ein Mandatsträger über den- 
selben Gegenstand zugleich zu beraten und zu ent- 
scheiden hat. 

d) Anzahl der Abgeordneten 

44 . Die Arbeitsgruppe gab 1960 zwingende und 
praktische Gründe für ihre Schlußfolgerung an, daß 
mit der Einführung direkter Wahlen notwendiger- 
weise eine Erhöhung der Mitgliederzahl des Euro- 


päischen Parlamentes verbunden sein müsse. Sie 
beschloß auch, daß diese Erhöhung auf der Grund- 
lage der damaligen Zusammensetzung vorzunehmen 
sei. Danach hatten Luxembourg 6, Belgien und die 
Niederlande je 14 und die anderen drei Länder je 
36 Abgeordnete. Diskutiert wurde hauptsächlich dar- 
über, mit welchem Faktor die Zahl der 142 Abge- 
ordneten zu verfielfältigen sei. Schließlich einigte 
man sich auf den Faktor 3, so daß sich ein Parla- 
ment von 426 Abgeordneten ergab. Nach der Erwei- 
terung der Gemeinschaft würde eine Erhöhung auf 
das Dreifache ein Parlament von 594 Abgeordneten 
ergeben; damit aber wäre nach Ansicht des Bericht- 
erstatters das Europaparlament in Anbetracht seiner 
gegenwärtigen Lage bei weitem zu groß. Unter Be- 
rücksichtigung der zukünftigen Gemeinschaftsent- 
wicklung insbesondere der wachsenden Befugnisse 
des Europäischen Parlaments, hielt jedoch die Mehr- 
heit des Politischen Ausschusses die Zahl von 550 
Abgeordneten für angemessen. Vom Plenum wurde 
jedoch auf Antrag des Rechtsausschusses beschlos- 
sen, eine Gesamtzahl von 355 Sitzen festzulegen. 

45 . Im Hinblick auf die Verteilung der Mandate auf 
die einzelnen Mitgliedstaaten schlug der Berichter- 
statter verschiedene Kriterien vor. Dies sind: 

a) angemessene Vertretung aller Völker im Parla- 
ment 

b) gleichgewichtige Vertretung der Bürger der Ge- 
meinschaft 

c) Vertretung aller repräsentativen politischen 
Gruppierungen eines Mitgliedstaates 

d) nach Möglichkeit Repräsentation nationaler Min- 
derheiten im Parlament 

e) Funktionsfähigkeit des Parlaments. 

46 . Außerdem wurde vorgeschlagen, daß die ge- 
rechtfertigten Interessen der kleinen Staaten durch 
eine Mindestzahl von Abgeordneten garantiert wür- 
den und daß im Rahmen von bestimmten Höchst- 
zahlen für die größeren Staaten die Zahl der Abge- 
ordneten im übrigen proportional festzulegen wäre. 

47 . Die Befragungen bestärkten den Berichterstatter 
in seiner Ansicht, daß kein Mitgliedstaat weniger 
Abgeordnete als gegenwärtig haben sollte. Auch war 
man sich allgemein darüber einig, daß Luxembourg, 
da es soviel kleiner als jedes andere Land ist, als 
Fall für sich betrachtet werden sollte; Luxembourg 
sollte daher 6 Abgeordnete behalten und als Sonder- 
fall von den Proportionsberechnungen ausgenommen 
werden. Andererseits erhielt der Berichterstatter 
von den Befragten wenig Zustimmung für seinen 
Vorschlag, für die größeren Staaten eine Höchstzahl 
von Abgeordneten festzusetzen. Das vom Berichter- 
statter vorgeschlagene Proportionalsystem (ohne 
Luxembourg) zur Festsetzung der Zahl der Abgeord- 
neten fand weithin Unterstützung. 

48 . Der Berichterstatter legt die Haltung der von 
ihm Befragten dahin gehend aus, daß sie zu einer 
mäßigen Erhöhung der Zahl der Abgeordneten bei 
der Einführung direkter Wahlen neigen. Nach ihrer 
Ansicht sollte diese Erhöhung nicht so groß sein, 
daß sie die Möglichkeit einer späteren Erhöhung (die 
aber auch nicht ein Parlament von „unhandlicher" 


24 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSBChG 7/3366 


Größe ergeben darf) ausschließt, aber doch so groß, 
daß jedes Land (Luxembourg ausgenommen) einen 
vernünftigen Zuwachs erhält; außerdem, wurde argu- 
mentiert, sollten die nationalen politischen Belange 
und die einzelnen Regionen im Europäischen Parla- 
ment angemessen vertreten sein. 

Der Mehrheit im Politischen Ausschuß erschien es 
demgegenüber bedeutsam, die Gesamtzahl der Ab- 
geordneten nicht von den gegenwärtigen Aufgaben 
und Befugnissen des Parlaments abzuleiten. Viel- 
mehr sollten die zu erwartenden bzw. anzustreben- 
den Entwicklungen mit berücksichtigt werden. 

49 . Es wurde vorgeschlagen, daß die Zahl der Ab- 
geordneten der kleineren Länder groß genug sein 
sollte, um jedem Abgeordneten zu ermöglichen, sich 
im Europäischen Parlament auf ein Gebiet zu spe- 
zialisieren. Das würde die Bürde des Doppelmandats 
erleichtern, z. B. indem der Abgeordnete seine Auf- 
merksamkeit nur einem einzigen Ausschuß des Euro- 
päischen Parlamentes zu widmen braucht. Es wurde 
auch vorgebracht, daß nach Einführung einer genau 
proportionalen Vertretung die kleineren Länder nur 
in einer zweiten Kammer zu einer angemessenen 
Vertretung kommen könnten. Der Berichterstatter 


zog es vor, die angemessene Vertretung kleinerer 
Länder durch ein modifiziertes System der Vertretung 
proportional der Bevölkerungszahl zu erstreben; den 
Gedanken einer zweiten Kammer hält er für interes- 
sant, aber für außerhalb des Bereiches dieses Berich- 
tes liegend. 

50 . Nach sorgfältiger Überlegung war der Bericht- 
erstatter auf die Zahl 355 gekommen; sie ergibt nach 
seiner Ansicht das günstigste Gleichgewicht zwischen 
der Gesamtzahl, der nationalen Vertretung (ein- 
schließlich Vertretung der nationalen Minderheiten) 
und der Stärke der politischen Fraktionen. Jedoch 
bevorzugt die Mehrheit des Politischen Ausschusses 
eine höhere Gesamtzahl der Abgeordneten und 
einen engeren Zusammenhang zwischen der jewei- 
ligen Bevölkerungszahl eines Staates und seiner 
Vertretung im Europäischen Parlament. Die folgende 
Tabelle zeigt, wie sich diese Erhöhung der Zahl der 
Abgeordneten im einzelnen auswirkt; dabei werden 
für Luxembourg wie bisher 6 Sitze beibehalten und 
daraufhin die Sitze proportional verteilt, wobei in 
dem Vorschlag des Berichterstatters eine Gewich- 
tung zugunsten der kleineren Länder eingeplant ist. 
Das Plenum stimmte der Zahl von 355 Sitzen zu. 


Nationale Vertretung im Europäischen Parlament 


Staat 

Jetzige 

Zusammen- 

setzung 

Entscheidung 
des Parlaments 

Vorschlag des ®) 
Politischen 
Ausschusses 

Belgien 

14 

23 

24 

Dänemark 

10 

17 

14 

Deutschland 

36 

71 

128 

Frankreich 

36 

65 

108 

Irland 

10 

13 

10 

Italien 

36 

66 

113 

Luxembourg 

6 

6 

6 

Niederlande 

14 

27 

31 

Vereinigtes Königreich 

36 

67 

116 


198 

355 

5 ^ 


e) Übergangsregelungen 

51 . Der Bericht von Herrn Faure erklärt, daß der 
Begriff „Übergangszeit" in den Konventionsentwurf 
von 1960 aufgenommen wurde, um die Verbindung 
zu den nationalen Parlamenten aufrechtzuerhalten, 
und auch weil ungewiß war, in welcher Weise die 
Europäischen Wahlen organisiert werden könnten 
und wie die Ergebnisse aussehen würden. Der Kon- 
ventionsentwurf sah vor, daß - kurz gesagt - ein 
Drittel der Abgeordneten des Europäischen Parla- 
ments während einer Übergangszeit weiterhin von 
den nationalen Parlamenten zu ernennen wäre und 
daß diese Periode bis zum Ende der dritten Entwick- 
lungsphase des Gemeinsamen Marktes dauern sollte. 

6) Der Vorschlag des Politischen Ausschusses beruht auf 
folgendem Berechnungssystem: 

a) Bis zu einer Million Einwohner erhält jeder Staat 
sechs Mandate; 

b) jeder Staat mit einer darüber hinausgehenden Ein- 
wohnerzahl erhält für jede angefangene Zahl von 
500 000 Einwohnern ein weiteres Mandat. 


Bis dahin sollten die bestehenden nationalen Wahl- 
systeme angewandt werden; dazu drückte aber der 
Schuijt-Bericht den Wunsch aus, die Mitgliedstaaten 
sollten bei Ausarbeitung eines Wahlgesetzentwurfs 
die in der Konvention festgehaltenen gemeinsamen 
Grundregeln berücksichtigen. Diese Grundregeln 
sollten als Elemente des in den europäischen Ver- 
trägen geforderten „einheitlichen Verfahrens" gel- 
ten. 

52 . Der Berichterstatter glaubt, daß der Begriff 
einer Übergangszeit, der im wesentlichen aus dem 
Artikel 8 des EWG-Vertrages stammt, jetzt über- 
holt ist. Die dritte Entwicklungsstufe auf dem Wege 
zu einem Gemeinsamen Markt war 1970 zu Ende, 
und bisher sind keine Vorschläge für weitere Etap- 
pen gemacht worden. Um es zu wiederholen: den Be- 
griff jetzt, in dieser Entwicklungsphase, wieder ein- 
zuführen, könnte zu Verwirrungen führen, wenn 
man nicht klar angibt, welche Übereinkünfte am 
Ende einer solchen Periode stehen würden. 
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VI. Schlußfolgerungen 

53 . Artikel 7 der neuen Konvention besagt, daß 
das Wahlsystem in den Kompetenzbereich der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten fällt; trotzdem sieht er vor, 
daß das Europäische Parlament bis spätestens 1980 
einen Vorschlag für ein einheitliches Wahlsystem 
ausarbeitet. Danach soll der Ministerrat entscheiden, 
welche Maßnahmen in bezug auf ein einheitliches 
Wahlsystem den Mitgliedstaaten zu empfehlen sind. 

54 . Abgesehen von denjenigen Aspekten des Wahl- 
verfahrens, die ausführlich in diesem Bericht behan- 
delt worden sind, sind andere erörtert worden, die 
zweckmäßigerweise in einer vom Europäischen Par- 
lament zu bildenden Studiengruppe zu untersuchen 
wären. Erstens wurde betont, daß das Wahlsystem 
so ausgearbeitet werden soll, daß eine Situation 
vermieden wird, in der „der Gewinner alles be- 
kommt'" , d. h. daß eine Partei einen derartigen Zu- 
wachs erfährt, daß sie alle Sitze für das Europäische 
Parlament in einem Mitgliedstaat erhält. Zweitens 
werden in das zukünftige Wahlverfahren wirksame 
Sicherheits Vorkehrungen für die Minderheitspar- 
teiei\ in jedem Mitgliedstaat auf genommen werden 
müssen. Drittens sieht der Gesetzentwurf für die 
direkten Wahlen, der gegenwärtig im belgischen 
Parlament erwogen wird, in Artikel 4 vor, daß „An- 
gehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften, die ihren Wohnsitz in Belgien haben", 
an der Wahl des Europäischen Parlaments unter den- 
selben Bedingungen wie belgische Staatsbürger „teil- 
nehmen dürfen". Auch die Frage des Rechtes der in 
anderen Mitgliedstaaten wohnhaften Gemeinschafts- 
bürger bei direkten Wahlen wurde in den Gesprä- 
chen aufgeworfen. Dies ist ein grundsätzliches Pro- 
blem von einiger Wichtigkeit sowohl für die Legi- 
timierung des Parlaments wie für die Rechte derjeni- 
gen EWG-Bürger, die in anderen Mitgliedstaaten 
wohnen und arbeiten; es verdient, von der durch 
das Parlament einzurichtenden Studiengruppe nach 


Annahme der neuen Konvention durchdacht zu wer- 
den. 

Befugnisse des Parlaments 

55 . Der Dehousse-Bericht wies darauf hin, daß 
direkte Wahlen dem Parlament Rechtfertigung und 
Stärke verleihen würden, woraus es politische Macht 
gewinnen würde ^). In all ihren Erwägungen in den 
Jahren 1958 bis 1960 berücksichtigte und erörterte 
die Arbeitsgruppe beständig die Frage der Befug- 
nisse des Parlaments. Aber die Mehrheit der Mitglie- 
der der Arbeitsgruppe und des Ausschusses befürch- 
tete, daß die Einführung direkter Wahlen gefährdet 
sein könnte, wenn eine zu enge Verbindung zwi- 
schen direkten Wahlen und der Frage der Befugnisse 
hergestellt würde. Sie sahen deshalb direkte Wah- 
len als Mittel an, um endlich eine Stärkung der Be- 
fugnisse des Parlaments zu erreichen. Seit 1969 sind 
diese in der Praxis etwas erweitert worden, und sie 
werden, wenn die Vorschläge des Rats vom Juni 
1974 hinsichtlich der Haushaltsbefugnisse angenom- 
men werden, in naher Zukunft wesentlich zunehmen. 
Der Berichterstatter ist der festen Meinung, daß kei- 
ne Notwendigkeit besteht, zwischen den beiden Pro- 
blemen, die gegenwärtig noch gar nicht existieren, 
Verbindungen herzustellen. Der Bericht der Vedel- 
Arbeitsgruppe zeigte hinreichend die Gefahren, die 
in einem solchen Vorgehen enthalten sind®). Zusam- 
mengefaßt: Je mehr Befugnisse das Parlament er- 
wirbt, um so größer ist der Druck, durch direkte 
Wahlen legitimiert zu werden; und je schneller 
direkte Wahlen erreicht werden, um so stärker ist 
das Argument, dem Parlament weitere Befugnisse 
zu übertragen. 

7) Dehousse-Bericht, Abschnitt 28 

8) Bericht der ad-hoc-Gruppe für die Prüfung der Frage 
einer Erweiterung der Befugnisse des Europäischen 
Parlaments, März 1972, Kapitel V, I, Bulletin der Euro- 
päischen Gemeinschaften, Beilage 4/72 
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Stellungnahme des Rechtsausschusses 

Verfasser: Herr Hans Lautenschlager 


I. 

1. Die Verträge zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften enthalten eine gleichlautende 
Bestimmung, welche die Bildung und Zusam- 
mensetzung des Europäischen Parlaments re- 
gelt 1) : 

1. Die Versammlung besteht aus Abgeordneten, 
die nach einem von jedem Mitgliedstaat be- 
stimmten Verfahren von den Parlamenten 
aus ihrer Mitte ernannt werden. 

2. Die Zahl der Abgeordneten wird wie folgt 


festgesetzt: 

Belgien 14 

Dänemark 10 

Deutschland 36 

Frankreich 36 

Irland 10 

Italien 36 

Luxemburg 6 

Niederlande 14 

Vereinigtes Königreich 36 


3. Die Versammlung arbeitet Entwürfe für all- 
gemeine unmittelbare Wahlen nach einem 
einheitlichen Verfahren in den Mitgliedstaa- 
ten aus. 

Der Rat erläßt einstimmig die entsprechen- 
den Bestimmungen und empfiehlt sie den 
Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß ihren 
verfassungsrechtlichen Vorschriften. 

2. Derzeit wird das Europäische Parlament nach 
dem in Ziffer 1 dieser Vorschrift beschriebenen 
Verfahren gebildet; die Sitzverteilung richtet 
sich nach Ziffer 2. Wie jedoch der in Ziffer 3 
an das Europäische Parlament und den Rat er- 
teilte Auftrag erkennen läßt, soll dieses „indi- 
rekte" Wahl verfahren durch „allgemeine unmit- 
telbare Wahlen" ersetzt werden. Der vom Poli- 
tischen Ausschuß erarbeitete Vertragsentwurf 
dient dieser Einführung eines neuen Wahlver- 
fahrens auf der Grundlage von Artikel 138 Zif- 
fer 3 EWGV^). Er ist also nicht zu verwechseln 
mit den in verschiedenen Mitgliedstaaten dis- 
kutierten Vorschlägen zur Veränderung des je- 
weiligen nationalen Entsendesystems. Denn wie 
sich bereits aus dem Vertragstext ergibt, kann 
das Europäische Parlament unmittelbar nur die 
Ausgestaltung der allgemeinen und direkten 
Wahlen nach Ziffer 3 beeinflussen. 

So lange wie das Europäische Parlament noch 
aus Abgeordneten gebildet ist, die von den 
nationalen Parlamenten aus ihrer Mitte ernannt 
werden, obliegt es den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten, die Einzelheiten dieses Verfahrens festzu- 
legen und gegebenenfalls auch abzuändern. 

1) Artikel 21 EGKSV 
Artikel 108 EAGV 
Artikel 138 EWGV 

2) Artikel 21 Ziffer 3 EGKSV; Artikel 108 Ziffer 3 EAGV 


3. Jeder Vertragsentwurf, besonders aber der so 
bedeutsame Textvorschlag zur Einführung allge- 
meiner unmittelbarer Wahlen, wirft stets auch 
eine Fülle von Rechtsfragen auf. Wie die Text- 
formulierungen im Entwurf des Politischen Aus- 
schusses und die vom Berichterstatter dieses 
Ausschusses ausführlich gegebene Begründung 
erkennen lassen, wurden gründliche juristische 
Überlegungen angestellt. 

Der Rechts ausschuß beschränkt sich daher auf 
einige ergänzende Anmerkungen zu folgenden 
Problemen: 

a) Verhältnis der Ziffern 1 und 2 von Artikel 
138 EWG (21 EGKSV, 108 EAGV) zu Ziffer 3 
dieser Vorschrift, 

b) Begriff des „einheitlichen Wahl Verfahrens", 

c) Rechtliche Aspekte der Verbindung zu natio- 
nalen Parlamenten 

d) Unvereinbarkeitsbestimmungen, 

e) Anzahl der Abgeordneten, 

f) Übergangszeit, 

g) Artikel 14 des Vertragsentwurfs, 

h) Weitere Behandlung des Vertragsentwurfs 
durch den Rat, 

i) Untätigkeitsklage gegen den Rat. 

n. 

a) Das Verhältnis der Ziffern 1 und 2 von 
Artikel 138 EWGV (21 EGKSV, 108 EAGV) 
zu Ziffer 3 dieser Vorschrift 

4. Wie bereits erwähnt, bilden die ersten beiden 
Ziffern der genannten Vorschrift die gegenwär- 
tig gültige Rechtsgrundlage sowohl der Man- 
dats Verteilung als auch des Ent sende Verfahrens. 
Dieser Zustand muß notwendigerweise so lange 
fortdauern, bis ein Europäisches Parlament Zu- 
sammentritt, das auf der Grundlage eines gemäß 
Ziffer 3 eingeführten Wahl Verfahrens direkt ge- 
wählt wurde. Es ist also darauf zu achten, daß 
nicht schon mit der Annahme eines Vertrags zur 
Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen 
diese bisher gültigen Bestimmungen ihre Wirk- 
samkeit verlieren. Artikel 15 Ziffer 2 des vom 
Politischen Ausschuß angenommenen Vertrags- 
entwurfs trägt diesem Erfordernis Rechnung. 

5. Selbst wenn es also gelingt, allgemeine unmit- 
telbare Wahlen des Europäischen Parlaments im 
Jahre 1978 oder gar noch früher abzuhalten, be- 
halten die Parlamente der Mitgliedstaaten bis 
zum Zusammentreten des direkt gewählten Par- 
laments das Recht, die Einzelheiten des Entsen- 
deverfahrens der bis dahin dem Europäischen 
Parlament angehörenden Mitglieder selbständig 
festzulegen. Es ist hier nicht der Ort, die Trag- 
weite von Artikel 138 Ziffer 1 EWGV zu analy- 
sieren und insbesondere eine Stellungnahme 
dazu abzugeben, inwieweit die verschiedenen 
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auf nationaler Ebene verfolgten Projekte zur 
durch Wahlen herbeigeführten Bindung der Par- 
lamente hinsichtlich der Ernennung der natio- 
nalen Delegationen zum Europäischen Parlament 
vertragskonform sind. 

Jedenfalls berührt - in rechtlicher Hinsicht - die 
Diskussion und Annahme eines vom Europä- 
ischen Parlament gemäß Artikel 138 Ziffer 3 
vorgelegten Entwurfs die Anwendung und Ver- 
änderung der nationalen Regeln bis zum Zeit- 
punkt des Zusammentretens eines direkt ge- 
wählten Parlaments nicht. 

6. Hinsichtlich des Verhältnisses der einzelnen 
Ziffern von Artikel 138 EWGV (21 EGKSV, 108 
EAGV) ist noch darauf hinzuweisen, daß die in 
Ziffer 2 vorgenommene Mandatsverteilung 
ihrem Wortlaut nach eindeutig auf das gegen- 
wärtig gültige, in Ziffer 1 genannte Wahlver- 
fahren beschränkt ist. Wird ein neues Wahlver- 
fahren an seine Stelle gesetzt, so muß damit 
auch zugleich eine Feststellung über die Beibe- 
haltung oder Veränderung der Sitzverteilung 
getroffen werden. Im Vorschlag des Politischen 
Ausschusses ist auch eine neue Sitzverteilung 
enthalten, die notwendige Verbindung zum 
Wahlverfahren ist damit gewahrt. 

b) Begriff des „einheitlichen Wahlverfahrens" 

7. Die Auslegung dieses Begriffs hat bereits die 
Verfasser des ersten vom Parlament im Jahre 
1960 vorgelegten Vertragsentwurfs ausführlich 
beschäftigt. Der Berichterstatter im Politischen 
Ausschuß hat diese Diskussion dadurch fortent- 
wickelt, daß er vorschlägt, den Begriff „einheit- 
liches Wahlverfahren" dynamisch, das heißt, 
nach dem jeweils tatsächlidi vorhandenen Stand 
gemeinsamer politischer Verfahren zu interpre- 
tieren und nur einen Grundbestand demokra- 
tischer Wahlen als unverzichtbar zu erklären. 
Dieser Grundbestand besteht darin, daß Europä- 
ische Wahlen frei, gleich, geheim, unmittelbar 
und allgemein sein müssen. 

Der Rechtsausschuß geht davon aus, daß dieser 
Grundbestand in den gemäß Artikel 7, Ziffer 2 
vorläufig anzuwendenden nationalen Wahl- 
systemen verwirklicht ist. 

Der Begriff „Einheitlichkeit" erlangt einen an- 
deren Gehalt, wenn sich weitere Parallelen zwi- 
schen den Wahlverfahren der einzelnen Mit- 
gliedstaaten entwickelt haben. Deshalb gebie- 
tet diese Betrachtungsweise die Ausarbeitung 
eines weiter vereinheitlichten europäischen 
Wahlverfahrens zu einem späteren Zeitpunkt. 
Der Vertragsentwurf sieht in Artikel 7 Ziffer 1 
einen entsprechenden Auftrag an das Parla- 
ment vor. 

8. Dieser Weg erscheint dem Rechtsausschuß ge- 
eignet, um die gegenwärtig vorhandene Ge- 
meinsamkeit zwischen den Wahlverfahren der 
Mitgliedstaaten für die ersten europäischen 
Wahlen zu nützen. Dieser Weg ist auch zulässig, 
denn im Gefolge der Rechtsprechung des EuGH 


darf heute im Gemeinschaftsrecht als anerkannt 
gelten, daß ein Rechtsakt - hier also ein einheit- 
liches Wahlverfahren - in mehreren Etappen 
eingeführt wird. 

9. Allerdings sollte nicht versäumt werden, den 
Rechts aus schuß an der Gestaltung dieses noch 
zu erarbeitenden einheitlichen Wahlverfahrens 
mitwirken zu lassen. Daher sollten die sich an 
den Vertragsentwurf anschließenden Erwägun- 
gen entsprechend ergänzt werden. 

10. Der Vertragsentwurf verweist für die ersten un- 
mittelbaren Wahlen im wesentlichen auf die 
dann geltenden innerstaatlichen Normen. Nur 
wenige Bestimmungen, nämlich 

— der Zeitpunkt der Wahl (Artikel 9, 10, 13) 

— die Dauer des Mandats (Artikel 3) 

— die Wahlprüfung (Artikel 11) ^ 

werden einheitlich geregelt. Hinsichtlich der 
Wahlprüfung wird zu Recht gegenwärtig noch 
keine gerichtliche Kontrolle auf Gemeinschafts- 
ebene eingeführt. Der Berichterstatter im Politi- 
schen Ausschuß erwägt die Einschaltung des 
Europäischen Gerichtshofs dann, wenn die Wah- 
len nach dem einheitlichen Verfahren abgewik- 
kelt werden. Vorläufig sind die nationalen In- 
stanzen dafür verantwortlich, daß die Wahlen 
rechtmäßig (d. h. in Übereinstimmung mit dem 
nationalen Wahlgesetz) abgewickelt werden. 
Sie sind aber auch kompetent, um festzustellen, 
ob gegen dieses Wahlgesetz verstoßen worden 
ist. Für die Mandatsprüfung ist das Europäische 
Parlament schon bisher zuständig; diese Zustän- 
digkeit besteht für ein direkt gewähltes Euro- 
päisches Parlament erst recht. 

c) Rechtliche Aspekte der Verbindung zu natio- 
nalen Parlamenten 

11. Der Vertragsentwurf sieht in Artikel 5 vor, die 
Kumulation von nationalem und europäischem 
Mandat zu gestatten. Damit wird die starre Re- 
gelung des Entwurfs von 1960 beseitigt, die vor- 
schrieb, daß ein Drittel der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments zugleich den nationa- 
len Parlamenten angehören müßte. 

Es erhebt sich die Frage, ob es zweckmäßig ist, 
daß zu Wahlen des Europäischen Parlaments 
Abgeordnete der nationalen Parlamente kan- 
didieren. Die organisatorischen Verflechtungen 
zwischen beiden parlamentarischen Ebenen sind 
zwar bisher nur sehr schwach entwickelt; ent- 
steht aber durch eine Bindung zwischen den Par- 
lamenten nicht eine gewisse Beeinträchtigung 
der Souveränität des Europäischen Parlaments 
und damit eine Abschwächung der Bedeutung 
allgemeiner unmittelbarer Wahlen im Sinne von 
Artikel 138, Ziffer 3 EWGV? Jedenfalls ist es 
unerläßlich, den Zwang zur Ausübung eines 
Doppelmandats aufzuheben. 

Langfristig muß die selbständige Stellung des 
Europäischen Parlaments dadurch unterstrichen 
werden, daß kein Doppelmandat besteht. Der 
Rechtsausschuß schlägt daher eine Neuformulie- 
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rung von Artikel 5 vor. Dadurch wird sicherge- 
stellt, daß Doppelmandate nur noch für eine be- 
grenzte Zeit ausgeübt werden. Artikel 5 soll lau- 
ten: 

„Die Eigenschaft eines Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments ist ab Inkrafttreten des ge- 
mäß Artikel 7, Ziffer 1 anzunehmenden Verfah- 
rens mit der Mitgliedschaft in dem Parlament 
eines Mitgliedstaates nicht vereinbar." 

In der ersten Wahlperiode kann ein Abgeord- 
neter eines nationalen Parlaments, der in das 
Europäische Parlament gewählt wurde, anhand 
der konkreten Situation in seinem Lande und 
anhand seiner persönlichen zeitlichen Möglich- 
keiten entscheiden, ob er ein Doppelmandat aus- 
üben will oder nicht. Das nationale Parlament 
kann zu dieser Entscheidung keine Weisungen 
erteilen. 

Die Formulierung des Artikels 5 verdeutlicht 
aber, daß von dem nationalen Mandat keinerlei 
Rechtswirkungen auf das Europäische Mandat 
ausstrahlen. Wenn also ein direkt gewählter 
Abgeordneter, der noch ein Doppelmandat aus- 
übt, sein nationales Mandat verliert (z. B. we- 
gen unterschiedlicher Dauer der Legislaturperio- 
den), so dauert sein europäisches Mandat ohne 
weiteres fort. Ebenso bleibt es dem nationalen 
Gesetzgeber überlassen, die Wirkungen eines 
unter Umständen ausgeübten Doppelmandats zu 
mildern, z. B. einen Sonderstatus für die Abge- 
ordneten mit Doppelmandat hinsichtlich ihrer 
nationalen Parlamentszugehörigkeit zu schaffen. 
Allerdings ergibt sich eine Grenze der Hand- 
lungsfreiheit des nationalen Gesetzgebers aus 
den oben unter Ziffer 7 erwähnten Wahlgrund- 
sätzen. Es wäre nicht zulässig, wenn in einem 
nationalen Wahlgesetz festgelegt würde, daß 
nur Personen zu Wahlen für das Europäische 
Parlament kandidieren dürfen, die zugleich 
einem nationalen Parlament angehören. 

d) Unvereinbarkeitsbestimmungen 

12. Die Unvereinbarkeitsregelung in Artikel 6 des 
Entwurfs enthält zwei Bestandteile: Eine ab- 
schließende Liste von Inkompatibilitäten mit 
Ämtern auf Gemeinschaftsebene und eine glo- 
bale Verweisung auf entsprechende nationale 
Bestimmungen. Diese Kombination ist zweckmä- 
ßig. Sie verwirklicht mit der wünschenswerten 
Klarheit den Grundsatz, daß niemand in ver- 
schiedenen Funktionen über denselben Gegen- 
stand entscheiden soll. Die Verweisung auf das 
nationale Recht erlaubt darüber hinaus die Be- 
rücksichtigung der unterschiedlichen Gepflogen- 
heiten in den Mitgliedstaaten. So weichen z. B. 
die Zeitpunkte und auch die Rechts Wirkungen 
des Ausscheidens eines nationalen Beamten aus 
dem öffentlichen Dienst zur Ausübung eines 
Parlamentsmandats voneinander ab. 

13. Bezüglich der Bediensteten der Europäischen 
Gemeinschaften ist anzumerken, daß bereits im 
Statut der Beamten (Artikel 15) die Beurlaubung 


zum Zwecke der Kandidatur und der Ausübung 
eines Wahlamtes vorgesehen ist. 

e) Anzahl der Abgeordneten 

14. Die Festlegung einer Gesamtzahl von Abgeord- 
neten eines direkt zu wählenden Europäischen 
Parlaments und die Mandatsverteilung auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten stellt in erster Linie 
ein politisches ~ kein juristisches - Problem dar. 
Freilich darf die Mandatsverteilung nicht zu 
einer Diskriminierung einzelner Staaten oder 
der Bürger eines Staates führen. 

Sowohl der ursprüngliche Vorschlag des Bericht- 
erstatters im Politischen Ausschuß wie auch 
der von der Ausschußmehrheit angenommene 
Text verdeutlicht das Bemühen, allen Bürgern 
einen möglichst gleichgewichtigen Einfluß auf 
die Zusammensetzung des Europäischen Parla- 
ments einzuräumen und andererseits auch eine 
Vertretung aller Staaten zu gewährleisten. Der 
zu diesem Zweck gefundene Kompromiß ist 
juristisch nicht zu beanstanden. 

15. Allerdings hält es der Rechtsausschuß auch für 
geboten, die Gesamtzahl der Mandate an den 
Funktionen des Europäischen Parlaments zu 
orientieren. Die vorgeschlagene Zahl von 550 
Mandaten bewirkt nahezu eine Verdreifachung 
der gegenwärtigen Zahl. Der Ausschuß ist der 
Ansicht, daß die Vermehrung auf 355 Mandate 
der absehbaren Entwicklung des Europäischen 
Parlaments - zumindest aber für die ersten bei- 
den Wahlperioden - ausreichend Rechnung 
trägt. Daher wird vorgeschlagen, diese Zahl 
samt der ihr zugrunde liegenden Mandatsver- 
teilung wieder einzusetzen und es der späteren 
Entwicklung und Erfahrung zu überlassen, ob 
eine Erhöhung der Mandate notwendig er- 
scheint. 

f) Übergangszeit 

16. In dem Vertragsentwurf kommt - im Gegensatz 
zum Vorschlag aus dem Jahre 1960 - der Begriff 
„Übergangszeit" nicht mehr vor. 

Dies entspricht dem Wortlaut der Verträge, die 
in bezug auf die Einführung allgemeiner unmit- 
telbarer Wahlen keine Übergangszeit vorsehen. 
An anderer Stelle des EWG- Vertrags (Artikel 8) 
wurde dieser Begriff verwandt, um die Über- 
gangszeit zur Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes zu kennzeichnen, doch ist diese Zeit 
längst abgelaufen. 

Auch im Hinblick auf die schon eingetretene 
erhebliche Verzögerung bei der Einführung di- 
rekter Wahlen erscheint es unzweckmäßig, noch 
eine Übergangszeit vorzuschlagen. 

Andererseits können die Voraussetzungen für 
die Herausbildung einzelner Elemente - wie 
z. B. das vollständig vereinheitlichte Wahlver- 
fahren - sich erst unter einem direkt gewählten 
Parlament entwickeln. 

17. Der Vertragsentwurf ist auch in dieser Hinsicht 
bemerkenswert flexibel abgefaßt, so daß es 
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möglidi ist, die erste und auch die nachfolgen- 
den Wahlen unter den im Entwurf vorgesehe- 
nen Bedingungen abzuhalten oder auch - sofern 
der nötige Konsens herbeigeführt werden 
konnte - neue Verfahren auf Grund eines ver- 
dichteten Integrationsstandes anzuwenden. We- 
gen der bereits erwähnten Rechtsprechung der 
EuGH zur stufenweisen Annahme eines Rechts- 
aktes bestehen keine Bedenken gegen diese 
Gestaltung des Vertrages. 

g) Artikel 14 

18. Abgesehen von dem im Wege des klassischen 
Vertragsänderungsverfahrens (in Übertragung 
der in Artikel 138 Ziffer 3 enthaltenen Kompe- 
tenzen auf Artikel 7 Ziffer 1) einzuführenden 
einheitlichen Wahlverfahren sollen sonstige 
Anpassungen und Ergänzungen des Vertrages 
nach einer Prozedur vorgenommen werden, die 
im Grundsatz Artikel 235 EWGV entspricht. 
Hinsichtlich der rechtlichen Erwägungen zu die- 
ser Vorschrift kann auf die Kommentierung des 
Berichterstatters im Politischen Ausschuß zu 
Artikel 14 verwiesen werden. Es sei daran er- 
innert, daß der Entwurf ein Mitentscheidungs- 
recht des Parlaments bei Vertrags änderungen 
bzw. -ergänzungen vorsieht. Angesichts der Stel- 
lung des Parlaments als Hauptbetroffener ist zu 
wünschen, daß es gelingt, diese Formel in den 
weiteren Beratungen des Entwurfs beizubehal- 
ten. 

h) Weitere Behandlung des Vertragsentwurfs 

19. Die allgemeinen unmittelbaren Wahlen des 
Europäischen Parlaments werden nach dem 
Wortlaut der Verträge in einem besonderen 
Verfahren eingeführt. Dieses Verfahren sieht 
im wesentlichen drei Etappen vor: 

— Die Vorlage von Entwürfen durch das Par- 
lament 

— die Beratung im Rat über die Vorschläge des 
Parlaments und ihre Ablehnung oder die 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten zur An- 
nahme 

— der zwischen den Mitgliedstaaten abzuschlie- 
ßende Vertragt). 

20. Bezüglich der weiteren Behandlung im Rat las- 
sen die Vertragstexte nicht mit letzter Klarheit 
erkennen, ob - und gegebenenfalls wie weit - 
der Rat von den Vorschlägen des Parlaments ab- 
weichen darf. Die Übersetzungen des relevan- 
ten Textes weichen erheblich voneinander ab: 
„Der Rat erläßt einstimmig die entsprechenden 
Bestimmungen und empfiehlt sie den Mitglied- 
staaten zur Annahme gemäß ihren verfassungs- 
rechtlichen Vorschriften.“ 

3) Artikel 138 Ziffer 3 gebietet nicht zwingend, daß die 
Direktwahl im Wege eines Vertrags zwischen den Mit- 
gliedstaaten eingeführt wird (vgl. die Abweichung zu 
Artikel 236 EWGV), doch ist diese Methode am zweck- 
mäßigsten. 


„De Raad stelt met eenparigheid van stemmen 
de desbetreffende bepalingen vast, waarvan hij 
de aanneming door de Lid-Staten overenkomstig 
hun onderscheidene grondwettelijke bepalingen 
aanbeveelt. “ 

„Le Conseil statuant ä l'unanimite arretera les 
dispositions dont il recommandera V adoption 
par les Etats membres, conformement ä leurs 
regles constitutionelles respectives." 

„II Consiglio, con deliberazione unanime, sta- 
bilirä le disposizioni di cui raccomanderä l'ado- 
zione da parte degli Stati membri, conforme- 
mente alle loro rispettive norme costituzionali." 
„The Council shall, acting unanimously, lay 
down the appropriate provisions, which it shall 
recommend to Member States for adoption in 
accordance with their respective constitutional 
requirements.“ 

„Rädet fastsaetter herom med enstemminghed 
forskrifter, som det henstiller til Medlemssta- 
terne at vedtage i overensstemmelse med deres 
forf atningsmaessige bestemmelser. “ 

21. Jedoch ergibt der Gesamtsinn von Artikel 138 
Ziffer 3, daß es Sache von Rat und Parlament 
ist, zusammenzuarbeiten, um die dort statuierte 
Verpflichtung zu erfüllen. Auch wenn beide Or- 
gane unterschiedliche Aufgaben zu erfüllen 
haben, so dienen doch diese Aufgaben jeweils 
dem gemeinsamen Ziel, das beide Organe zu 
erreichen solidarisch bemüht sein müssen. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist es undenkbar, 
daß der Rat ohne Abstimmimg mit dem Parla- 
ment wesentliche Änderungen an dem Vertrags- 
entwurf vornimmt. Schon im normalen Gesetz- 
gebungsverfahren würde dies eine erneute Kon- 
sultation des Parlaments auslösen. Erst recht 
muß daher bei der Beratung und Verabschie- 
dung des Direktwahlentwurfs im Rat die Zu- 
stimmung des Parlaments gesichert sein. 

22. Der Vertrag zur Einführung allgemeiner unmit- 
telbarer Wahlen soll in Kraft treten, wenn alle 
Mitgliedstaaten die Ratifikationsurkunde hin- 
terlegt haben. Wenn es nicht gelingen sollte, 
bis zum Jahre 1978 die Zustimmung aller Staa- 
ten zur Abhaltung dieser Wahlen einzuholen, 
dann stellt sich das Problem, ob der Vertrags- 
text toter Buchstabe bleiben soll oder ob nicht 
dann diejenigen Staaten die Abhaltung direkter 
Wahlen vereinbaren sollen, die dem Vertrag zu- 
gestimmt haben. 

Es erscheint verfrüht, hierfür schon jetzt eine 
Regelung vorzusehen, denn bei derartigen Be- 
stimmungen könnte der angedeutete Verzöge- 
rungseffekt noch verstärkt werden. 

i) Untätigkeitsklage 

23. Es wurde bereits erwähnt, daß der Rat gemein- 
sam mit dem Parlament verpflichtet ist, zur Er- 
füllung des vertraglich festgelegten Zieles allge- 
meiner unmittelbarer Wahlen beizutragen. 

Der Rat muß binnen angemessener Zeit über das 
Projekt des Parlaments eine Entscheidung tref- 
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fen. Es soll hier nicht untersucht werden, ob 
während der vergangenen Jahre eine auf Arti- 
kel 175 EWGV wegen Untätigkeit in bezug auf 
das Direktwahlprojekt gestützte Klage des Par- 
laments gegen den Rat erfolgreich gewesen 
wäre. Immerhin kann heute als ganz herrschen- 
de Meinung die Zulässigkeit einer entsprechen- 
den Klage festgestellt werden^). 

Hinsichtlich der Begründetheit einer Klage wer- 
den durch die Vorlage dieses neuen Vertrags- 
entwurfs neue Fristen in Gang gesetzt. Wird 
erkennbar, daß der Rat diese Zeit nicht aktiv 
nutzt, um unterschiedliche Meinungen auszu- 
gleichen und einen Kompromiß zu suchen, son- 
dern verhält sich der Rat erneut über eine län- 
gere Zeit hinweg passiv, dann wäre eine Untä- 
tigkeitsklage auch begründet. 

Es ist zu hoffen, daß diese Erwägungen hypo- 
thetisch bleiben und der Rat alsbald den Entwurf 
des Parlaments den Mitgliedstaaten weiterleitet. 


4) Vgl. Mitteilung über das von Präsident Behrendt in 
Auftrag gegebene Rechtsgutaditen, Anhang zum Bul- 
letin des Europäischen Parlaments Nr. 12/1972. 


24. Der Rechtsausschuß 

— empfiehlt dem Europäischen Parlament, Er- 
wägungen anzustellen, wie die Einführung 
direkter Wahlen verbunden werden kann 
mit der Erweiterung der Befugnisse des 
Europäischen Parlaments, z. B. 

— durch die Einräumung eines umfassenden 
Haushaltsrechts, 

— die Einführung des von einer zweiten 
Kammer zu kontrollierenden Gesetzge- 
bungsrechts, 

— die Aufteilung des Initiativrechts, 

denn es sollte verhindert werden, daß mit 
der Erfüllung von Artikel 138 die umfassen- 
de Bedeutung dieser Vorschrift für die Ver- 
änderung der Stellung des Europäischen Par- 
laments vergessen wird; 

— begrüßt nachträglich den vorgelegten Ver- 
tragsentwurf; 

— billigt den Entwurf mit den oben erwähnten 
Einschränkungen; 

— wünscht, daß er in die Ausarbeitung des ge- 
meinsamen Wahlverfahrens mit eingeschal- 
tet wird. 
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Bericht des Politischen Ausschusses über die Annahme des Entwurfs eines Vertrages zur Einführung 
aligemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments (Dok. 368/74) 


Änderungsanträge Nr. 1 und 2 

eingereicht von: Herrn Hans Lautenschlager im 
Namen des Rechtsausschusses 

Änderungsantrag Nr. 1 

Artikel 2, Ziffer 1 des Entwurfs eines Vertrages über 
die allgemeine unmittelbare Wahl der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments soll folgenden Wort- 
laut erhalten: 

Artikel 2 

1. Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten 
Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt: 


Belgien 23 

Dänemark 17 

Deutschland 71 

Frankreich 65 

Irland 13 

Italien 66 

Luxemburg 6 

Niederlande 27 

Vereinigtes Königreich 67 


355 


1) angenommen mit 15 Stimmen dafür und einer Stimm- 
enthaltung 

2) angenommen mit 8 Stimmen dafür und 7 Stimmen da- 
gegen 


Begründung 


Der Änderungsantrag beabsichtigt, den ursprüng- 
lichen Vorschlag des Berichterstatters hinsichtlich 
der Zahl der Sitze wieder herzustellen aufgrund fol- 
gender Überlegungen: Die Zahl der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments hat eine dreifache Funk- 
tion: 

— Sie muß eine angemessene Vertretung aller Völ- 
ker der Gemeinschaft gewährleisten. 

— • Sie muß so festgelegt sein, daß Aufgaben und 
Rechte des Parlaments optimal wahrgenommen 
werden. 

— Ihre Festlegung darf spätere Erhöhungen wegen 
einer Erweiterung der Gemeinschaften (z. B. durch 
einen Beitritt Griechenlands, Portugals oder Nor- 
wegens) oder wegen einer Zunahme der Auf- 
gaben des Parlaments, nicht ausschließen. 

Eine Erhöhung der Zahl der Sitze auf 550 würde zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt diese Anforderungen nicht 
erfüllen, insbesondere würde ein Beitritt der er- 
wähnten Staaten das Parlament auf dieser Grund- 
lage unangemessen, d. h. auf fast 700 Mitglieder ver- 
größern. Man muß befürchten, daß eine derartige 
Größe der Qualität der parlamentarischen Arbeit 
nicht förderlich ist. Auch würde das bisherige Ver- 
hältnis von Vertretern kleinerer und mittlerer Staa- 
ten zu denen der großen Mitgliedstaaten abrupt zu 
Lasten der kleineren Mitgliedstaaten verändert. 

So erhielten nach dem Entwurf des Politischen Aus- 
schusses z. B. Irland nur wie bisher 10 Abgeordnete, 
Dänemark 14 Abgeordnete, während Frankreich, 
Italien, Großbritannien und die Bundesrepublik eine 
gegenüber dem bisherigen Stand mindestens ver- 
dreifachte Mandatszahl erhalten sollen. 


Dagegen sieht der Änderungsvorschlag des Rechts- 
ausschusses für Irland z. B. 13 Mandate, für Däne- 
mark 17 Mandate und für die vier bevölkerungs- 
reichsten Mitgliedstaaten eine Zunahme vor, die 
maximal eine Verdoppelung der gegenwärtigen Zah- 
len entspricht. 

Die Verteilung der Sitze auf die einzelnen Mitglieds- 
länder erfolgt auch nach dem Vorschlag des Rechts- 
ausschusses anhand eines mathematischen Modells. 
Dieses Modell orientiert sich im wesentlichen an fol- 
genden Zielen: 

— Es soll ein Höchstmaß an Proportionalität zwi- 
schen der Bevölkerungszahl eines Staates und der 
Zahl seiner Abgeordneten im Europäischen Parla- 
ment erreicht werden, 

I — die Neuverteilung der Sitze darf bei keinem Staat 
zu einer Verminderung der gegenwärtigen Ab- 
I geordneten zahl führen, 

I — der Umfang der in jedem Staat zu wählenden De- 
legation sollte so bemessen sein, daß alle wesent- 
lichen politischen Kräfte eines Staates im Euro- 
päischen Parlament vertreten sein können. 

! Diese Ziele können nur mit Hilfe eines Kompromis- 
: ses annäherungsweise verwirklicht werden. Die vor- 
I geschlagene Zahl von 355 Abgeordneten und die ihr 
I zugrundeliegende Verteilung anhand des nachfol- 
I genden Berechnungsmodells auf die Mitgliedstaaten 
i ist angemessen, gerecht und offen für die weitere 
; Entwicklung der Aufgaben des Europäischen Parla- 
I ments und eine mögliche Erweiterung der Gemein- 
I schäften: 

a) Jeder Staat erhält bis zu einer Einwohnerzahl von 
1 1 Mio 6 Sitze. 
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b) Jeder Staat mit einer darüber hinausgehenden 
Einwohnerzahl erhält bis zu 2,5 Mio Einwohner 
6 weitere Sitze. 

c) Bis zur Einwohnerzahl von 5 Mio erhält jeder 
Staat für jede vollendete Zahl von 500 000 Ein- 
wohnern einen weiteren Sitz, 

d) Für die zwischen 5 Mio und 10 Mio liegende 
Einwohnerzahl erhält jeder Staat für jede voll- 
endete Zahl von 750 000 Einwohnern einen wei- 
teren Sitz, 

e) Für die zwischen 10 Mio und 50 Mio liegende 


Einwohnerzahl erhält jeder Staat für jede ange- 
fangene Zahl von 1 Mio Einwohnern einen wei- 
teren Sitz. 

f) Für die 50 Mio überschreitende Einwohnerzahl 
erhält jeder Staat für jede angefangene Zahl von 
1,5 Mio Einwohnern einen weiteren Sitz. 

Die in Artikel 2 vorgesehene Verteilung der Sitze 
ergibt sich aus der Anwendung dieses Modells auf 
die Bevölkerungszahlen der Mitgliedstaaten nach 
dem Stand von 1973. Die Einzelheiten ergeben sich 
aus der anliegenden Tabelle: 
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a) 

b) 

c) 

d) 


f) 


Bevöl- 
kerung 
(in Mio) 
1973 

Mandate 
' 1. 
Zählung 

(in Mio) 
Rest 

Mandate' 
2. i 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

3. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

4. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

5. 

Zählung 

Rest 
(in Mio) 

Mandate 

6. 

Zählung 

Gesamt- 
zahl der 
Mandate 

Belgien 

9,7 

6 

8,7 

6 

7,2 

5 

4,7 

6 

— 

— 

— 

— 

23 

Dänemark 

5,0 

6 

4,0 

6 

2,5 

5 



— 

— 

— 

— 

— 

17 

Deutschland 

61,7 

6 

60,7 

6 

59,2 

5 

56,7 

6 

51,7 

40 

11.7 

8 

71 

Frankreich 

51,7 

6 

50,7 

6 

49,2 

5 

46,7 

6 

41,7 

40 

1.7 

2 

65 

Irland 

3,0 

6 

2,0 

6 

0,5 

1 

— 

— 

— 

— , 

— 

— 

13 

Italien 

54,3 

6 

53,3 

6 

51,8 

5 

49,3 

6 

44,3 

40 

4.3 

3 

66 

Luxemburg 

0,35 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6 

Niederlande 

13,3 

6 

12,3 

6 

10,8 

5 

8,3 

6 

3,3 

4 

— 

— 

27 

Vereinigtes Königreich 

55,8 

6 

54,8 

6 

53,3 

5 

50,8 

6 

45,8 

40 

5,8 

4 

67 
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Änderungsantrag Nr. 2 

Artikel 5 des Entwurfs eines Vertrages über die all- 
gemeine unmittelbare Wahl der Mitglieder des Euro- 
päischen Parlaments soll folgenden Wortlaut erhal- 
ten: 

„Die Eigenschaft eines Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments ist ab Inkrafttreten des gemäß 
Artikel 7, Ziffer 1 anzunehmenden Verfahrens mit 
der Mitgliedschaft in dem Parlament eines Mitglied- 
staates nicht vereinbar.“ 


Begründung 

Nur noch für eine Übergangszeit sollte es gestattet 
sein, ein nationales Parlamentsmandat und ein euro- 
päisches Mandat zu kumulieren. Mit Einführung des 
einheitlichen Wahl Verfahrens entfällt die Rechtferti- 
gung dieser Möglichkeit. Beide parlamentarischen 
Ebenen sollten dann vollkommen unabhängig neben- 
einander bestehen. 

In diesem Stadium der Gemeinschaftsentwicklung 
besteht voraussichtlicäi keine Notwendigkeit mehr, 
den Einfluß der einzelnen Staaten auf die Gemein- 
schaftsgesetzgebung im Europäischen Parlament zur 


Geltung zu bringen. In den bisher geführten Diskus- 
sionen über die weiteren institutionelle Struktur 
zeichneten sich die Umrisse einer Staatenkammer 
ab, wodurch die Mitwirkung der Mitgliedstaaten an 
der Gemeinschaftsgesetzgebung gesichert werden 
kann. 

Die Bindung der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments an die nationalen Parlamente durch die 
Beibehaltung von Doppelmandaten würde das 
Gleichgewicht in diesem zukünftigen System emp- 
findlich stören. 
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